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Zwei Stimmen
zu anglo-amerikanischen Unstimmigkeiten

Mit freundlicher Genehmigung des Verlages veröffentlichen wir zwei Stellungnahmen zu 
anglo-amerikanischen Meinungsverschiedenheiten, erschienen in der englischen Zeitschrift: 
„THE TWENTIETH CENTURY" (Oktober 1953):

Die Ansicht von G. F. H u d s o n
Der Korrespondent einer britischen Tageszeitung bemerkte seinerzeit 

in einem Kommentar über die Krise in der Vollversammlung der Ver-
einten Nationen über die Nominierung Indiens zur politischen Korea- 
Konferenz: „Dies ist das erste Mal, daß das britische Commonwealth 
gemeinsam mit vielen europäischen Staaten über eine Frage allgemeiner 
Politik offen gegen die Vereinigten Staaten opponiert hat“. Wenn er 
dies nach der Abstimmung geschrieben hätte, würde er unter Umständen 
hinzugefügt haben, daß England und Rußland zum ersten Mal ihre poli-
tischen Kräfte vereinigt hatten, um Amerika vor den Vereinten Nationen 
in einer Angelegenheit zu überstimmen, die die amerikanische Regierung 
als von lebenswichtigem Interesse für sich selbst ansah.

Diese Episode, die unmittelbar nach der Einstellung der Feindselig-
keiten in Korea und kurz nach der Maßnahme Rußlands erfolgte, dem 
westlichen Vorschlag für eine Außenministerkonferenz über Deutschland 
mit der Bedingung entgegen zu treten, dabei auch die Probleme Asiens 
zu erörtern, ist von tiefer Bedeutung. Dieser den anglo-amerikanischen 
Beziehungen zugefügte Schaden kann nicht nur mit ein paar beruhigen-
den Reden oder Pressekommentaren abgetan werden, die die Versiche-
rung enthalten, daß alles in Ordnung sei. Der Schaden ist natürlich nicht 
unreparierbar, und der Schock mag sogar letzten Endes zu einer endgül-
tigen Besserung des Verständnisses zwischen London und Washington 
führen, dieses kann jedoch nur erreicht werden, wenn ernsthaft ange-
strebt wird, das Verhältnis wieder in Ordnung zu bringen. Da die kürz-
lichen Unstimmigkeiten tiefgehende Divergenzen in der Politik erkennen 
ließen, könnten unter Umständen ähnliche Konflikte mit noch schlim-
meren Folgen auftreten. Eine derartige Beilegung der Meinungsverschie-
denheiten erfordert jedoch in beiden Ländern eine leidenschaftslose zu-
rückschauende Überprüfung der schmerzlichen Ereignisse des August 
1953, um zu begreifen, wie der Disput entstand und wie eine ähnliche 
Situation zukünftig vermieden werden kann. Diese Überprüfung ist um 
so notwendiger, zumindest insoweit als die öffentliche Meinung in bei-
den Ländern davon betroffen ist, denn die Umstände veranlaßten beide 
Regierungen, ihre gegenseitigen Haltungen unter Vorwänden zu recht-
fertigen, die nicht den tatsächlichen Motiven entsprachen.

Die gesamte Geschichte der Augustkrise muß im Rahmen der Welt-
situation gesehen werden, so wie sie sich während der letzten Phase des 
Koreakrieges darstellte. In Wirklichkeit war der bewaffnete Kampf in 
Korea eine Ausweitung des Konfliktes zwischen der NATO und dem 
Sowjetblock in Europa, denn obwohl die NATO als solche nicht für den 

Fernen Osten zuständig ist und der dortige Kampf unter der Autorität 
der Vereinten Nationen geführt wurde, so waren die drei Großmächte 
der NATO — Amerika, England und Frankreich — doch tatsächlich die 
drei führenden Staaten der Gruppe, die aktiven Widerstand gegen die 
Aggression in Korea leistete. Mit anderen Worten, der koreanische Krieg 
war ein Abschnitt in der weltumspannenden Front, um das russisch-
chinesische Bündnis abzuschwächen; der gewaltsamen Expansion des 
kommunistischen Machtblocks stellten sich die westlichen Demokratien 
in Korea entgegen, genau so wie es in den Bergen von Griechenland oder 
auf den Straßen von Berlin der Fall war, nur mit dem Unterschied, daß 
der Widerstand an den Küsten des Pazifik — so wie es in Europa nicht 
war — zu einem richtigen Krieg führte. In bezug auf die militärische 
Zusammenarbeit bestand die Koalition ihre Probe; die Alliierten ope-
rierten ohne ernsthafte Spannungen unter einem gemeinsamen Kom-
mando, hielten schweren Angriffen stand und blieben bis zur Einstellung 
der Feindseligkeiten gemeinsam im Kampf. Es war daher vernunftgemäß 
zu erwarten, daß sie eine ähnliche Einheit in Stärke für die diploma-
tischen Verhandlungen in der Nachkriegsfriedenskonferenz wahren wür-
den, um so mehr als Amerika, England und Frankreich kürzlich völlige 
Übereinkunft über eine gemeinsam einzuschlagende Politik erzielt hatten, 
falls Rußland einer Konferenz über das Deutschlandproblem zustimmen 
sollte.

Es traten jedoch in bezug auf den Fernen Osten zwei Komplikationen 
auf, die in den Europa betreffenden Angelegenheiten nicht vorhanden 
waren. Erstens hatte die Tatsache, daß als eine der beiden Parteien im 
koreanischen Krieg die Vereinten Nationen als eine organisierte Körper-
schaft auftraten, eine ungewöhnliche, sich widersprechende (und noch 
nie dagewesene) satzungsgemäße Situation ergeben. Die Vereinten 
Nationen hatten durch ihre entsprechenden Organe militärische Unter-
stützung für Südkorea genehmigt und einen Oberbefehlshaber für die 
UNO-Streitkräfte ernannt; die am koreanischen Krieg teilnehmenden 
Mitgliedstaaten verkörperten daher im vollsten Sinne die Vereinten 
Nationen. Den Vereinten Nationen gehören aber auch Rußland und 
weitere kommunistische Staaten an, die während des ganzen Krieges 
Nordkorea und China moralische und materielle Unterstützung und ins-
besondere Waffen zur Verfügung gestellt hatten, ohne die letztere den 
Krieg überhaupt nicht hätten führen können. Ferner befand sich unter 
den UNO-Mitgliedern eine Reihe „Neutraler“, von denen einige die 
satzungsgemäß eingeschlagene Politik der Organisation moralisch unter-



stützten und glaubwürdige Entschuldigungen vorbrachten, keine Truppen 
nach Korea entsenden zu können, während andere — und besonders 
Indien — eine sehr unbestimmte Haltung zwischen den beiden Lagern 
eingenommen hatten. Die Vereinten Nationen setzten sich daher bei 
Kriegsende aus Staaten zusammen, die für sie gekämpft hatten, Staaten, 
die ihre Feinde Unterstützt hatten und Staaten, die neutral geblieben 
waren. Alle verfügten jedoch über ihre gleichen und unverletzlichen 
Rechte als Mitglieder der Organisation. Diese Situation barg Möglich-
keiten ernsthafter Schwierigkeiten in sich, wenn Versuche unternommen 
worden wären, als Vertreter der Vereinten Nationen auf der Friedens-
konferenz Staaten zu delegieren, die die Entscheidungen der UNO be-
kämpft oder ignoriert hatten.

Der zweite erschwerende Faktor in bezug auf die Fernost-Angelegen-
heiten war die Meinungsverschiedenheit zwischen England und Amerika 
über die chinesische Vertretung in den Vereinten Nationen und die eng 
damit verbundene Frage des nationalchinesischen Regimes auf Formosa. 
Die englische Regierung — und in dieser Angelegenheit zog die Ablösung 
des Labour-Kabinetts durch ein konservatives tatsächlich keinen Unter-
schied in der Politik nach sich — vertrat die Ansicht, daß der Sitz Chinas 
in den Vereinten Nationen bedingungslos der Peking-Regierung über-
tragen und den Nationalchinesen auf Formosa keine Unterstützung ge-
geben werden sollte. Die amerikanische Regierung dagegen bestand 
darauf, daß die chinesischen Kommunisten keinen Sitz erhalten sollten, 
ohne vorher Garantien einer einwandfreien Haltung zu geben und daß 
die Eindämmung des Kommunismus im Fernen Osten die Frage der Be-
lassung der nationalchinesischen Reste auf ihrer Inselfestung mit sich 
bringe. Es ist hier nicht erheblich, die Vor- und Nachteile der beiderseiti-
gen Argumente zu erörtern. Es genügt, einfach darauf hinzuweisen, daß 
die verschiedenartige Auffassung der Politik eine Tatsache der internatio-
nalen Verhältnisse seit dem Frühjahr 1950 war. Es muß ferner darauf 
hingewiesen werden, daß, da Rußland sich von Anfang an energisch für 
die Mitgliedschaft Rotchinas eingesetzt hatte, jede diese Angelegenheit 
unterstützende englische diplomatische Aktivität zu einer russisch-eng-
lischen Kombination gegen Amerika führen muß — eine Gruppierung 
von Mächten, die sich in keiner Weise mit der Linie deckt, die durch den 
„Kalten Krieg“ zwischen der Sowjetunion und den westlichen Demo-
kratien in allen anderen wichtigen Problemen gezogen wurde. Schon im 
Jahre 1950 hatte die Stimmenwerbung der Engländer in den Vereinten 
Nationen für die Aufnahme Rotchina zu beträchtlichen Spannungen 
zwischen London und Washington geführt. Diese waren jedoch durch 
die Zusicherung der Engländer, die Ansprüche Pekings während der 
Dauer des Krieges in Korea nicht zu unterstützen, zeitweise gelockert 
worden. Dies bedeutete jedoch lediglich, daß sich die Frage wieder er-
heben mußte, sobald die Kampfhandlungen eingestellt wurden. Die An-
zeichen im Sommer 1953 sprachen dafür, daß die Meinungsverschieden-
heiten zwischen England und Amerika mit dem Ablauf der Zeit schärfer 
geworden waren und sich nicht vermindert hatten. Die Engländer waren 
mehr denn je davon überzeugt, daß eine Regelung mit China möglich 
war, wenn Peking volle internationale Anerkennung erhielte und alle 
Unterstützung der Nationalisten zurückgezogen würde. Die Amerikaner 
dagegen, nachdem sie 35mal so viel Tote wie die Engländer in Korea 
verloren hatten, waren gegen das Peking-Regime stark verbittert, und 
die amerikanische Wählerschaft hatte im November 1952 der republi-
kanischen Partei die Macht gegeben, die sich wesentlich stärker als ihr 
Gegner für eine „straffe“ Politik im Fernen Osten einsetzte.

Inzwischen war nach dem Tode Stalins und dem Wiederaufleben der 
westlichen Hoffnungen auf bessere Zeiten in Europa eine neue Initiative 
für eine Verminderung der internationalen Spannungen ergriffen wor-
den. Die Außenminister Amerikas, Englands und Frankreichs hatten 
nach gemeinsamer Absprache Rußland eine Konferenz über die deutsche 
Frage vorgeschlagen. Die Sowjetregierung hatte in ihrer Antwort starke 
Einwände gegen das von den Westmächten eingeschlagene Verfahren 
erhoben. Die Sowjets führten in ihrer Note Klage darüber, daß der Vor-
schlag der drei Mächte, eine Konferenz mit einer vierten durchzuführen, 
nachdem sie vorher eine gemeinsame Politik abgestimmt hatten, im 
Gegensatz zu den internationalen Gepflogenheiten stehe. Mit anderen 
Worten, um einen Ausdrude zu gebrauchen, der wenige Wochen später 
modern wurde, die Russen forderten eine „Round-Table-Conference“ 
und keine „Across the Table-Conference“; sie hatten die Absicht, eine 

Diplomatie mit dem Ziel zu führen, die Westmächte gegeneinander aus-
zuspielen. Aber die Art und Weise der westlichen Haltung war das natür-
liche Ergebnis mehrerer Jahre politischer Konflikte, in denen die West-
mächte nur in der Lage gewesen waren, der erpresserischen Taktik Ruß-
lands besonders in Berlin Widerstand zu leisten, indem sie unterein-
ander eine geschlossene Einheit wahrten. Sie waren sich vollkommen 
darüber im klaren, daß die Verteidigung Westeuropas von der im Nord-
atlantischen Bündnis vereinten Solidarität der Nationen, abhinge und 
sie nur als ein geschlossener Block mit einer vorher festgelegten Politik 
mit Rußland verhandeln konnten. Amerika, England und Frankreich 
hatten tatsächlich über die deutsche Frage erfolgreich eine gemeinsame 
Politik ausgearbeitet, und sie waren entschlossen, daß jede Konferenz 
mit Rußland eine zweiseitige „Across the Table-Conference" sein sollte, 
gleichgültig, ob die Russen es mochten oder nicht.

Wenn dies nun einmal die Form für eine Erörterung der Angelegen-
heiten in Europa sein sollte, wo der Gegensatz der beiden Welten nicht 
zu einem bewaffneten Zusammenstoß geführt hatte, konnte nur erwartet 
werden, daß eine Friedenskonferenz, die dem Krieg in Korea folgen 
mußte, noch einen ausgeprägteren zweiseitigen Charakter tragen würde. 
Eine Friedenskonferenz war von seither ein Ereignis, bei dem die ehe-
maligen kriegführenden Mächte miteinander über den Tisch verhandel-
ten, anstatt wie auf dem Schlachtfeld sich gegenseitig zu beschießen, die 
Fronten blieben jedoch die gleichen wie auf dem Schlachtfeld. In den 
Bestimmungen des Waffenstillstandsübereinkommens, das am 27. Juli 
1953 unterzeichnet wurde, gab es aber keine Überraschung. Hier hieß es:

Um die friedliche Lösung der Korea-Frage zu gewähren, schlagen 
die militärischen Befehlshaber beider Seiten hiermit den Regierungen 
der beteiligten Länder auf beiden Seiten vor, daß innerhalb von drei 
Monaten, nachdem das Waffenstillstandsabkommen unterzeichnet 
ist und wirksam wird, eine politische Konferenz beider Seiten auf 
höherer Ebene mit hierzu ernannten Vertretern durchgeführt wird, 
um auf dem Verhandlungswege die Frage des Abzugs aller ausländi-
schen Streitkräfte aus Korea, die friedliche Lösung der koreanischen 
Frage usw. ... zu regeln.

Die Formulierung „beide Seiten“ wurde im gesamten Text des Waffen-
stillstandsabkommens verwendet, um die kriegführenden Mächte im 
koreanischen Krieg zu bezeichnen. Es besteht kein Zweifel darüber, daß 
das Abkommen auf eine Friedenskonferenz traditionellen Stils zwischen 
den Regierungen, die tatsächlich am Kriege teilgenommen hatten, ab-
zielte. Da die Formulierung des Textes sehr sorgfältig erörtert worden 
war, und da England beim Hauptquartier General Mark Clark’s vertreten 
war, der als Oberbefehlshaber der Streitkräfte der Vereinten Nationen 
unterzeichnet hatte, muß angenommen werden, daß die englische Regie-
rung ihr Einverständnis zu dieser Formulierung gegeben hatte, an die 
sie in jedem Falle rechtlich gebunden war. Zwei Tage später gab jedoch 
der amtierende Außenminister Lord Salisbury im Oberhaus eine Erklä-
rung über die englische Politik ab, in der er von der Konzeption einer 
Konferenz „beider Seiten“ beträchtlich abwich. In einer Debatte über 
die internationale Lage führte er aus:

In bezug auf die Zusammensetzung der Konferenz erscheint es ein-
deutig, daß zu den Teilnehmern notwendigerweise gehören müssen: 
Die Nord- und Süd-Koreaner, die Vereinigten Staaten, die von den 
Vereinten Nationen mit dem gemeinsamen Oberkommando betraut 
worden waren, sowie die Volksrepublik China und die Sowjetunion, 
die beide eine gemeinsame Grenze auf der koreanischen Halbinsel 
haben. Natürlich glauben wir selbst, ebenfalls dabei eine Rolle zu 
spielen, und wir sind der Ansicht, daß auch Australien und Indien 
als eine bedeutende asiatische Macht mit Sonderverantwortungen 
für den koreanischen Waffenstillstand vertreten sein sollten.

Lord Salisbury schlug damit vor, in die Konferenz zwei Mächte, näm-
lich Rußland und Indien einzuschalten, die sich nicht mit Kampftruppen 
am koreanischen Krieg beteiligt hatten. Es könnte geltend gemacht 
werden, daß Rußland aus zwei Gründen eingeladen werden sollte: Ein-
mal als eine der fünf anerkannten Großmächte (die anderen vier Groß-
mächte waren ja sowieso am Koreakrieg beteiligt) und zum anderen als 
eine quasi-kriegführende Macht (da es zum Kriege beigetragen hatte, in-
dem es Nordkorea und China mit unzähligen Waffen versorgt hatte).



Lord Salisbury zog es aber vor, die Teilnahme Rußlands einfach aus dem 
Grunde zu fordern, weil Rußland ein enger Nachbar Koreas ist. Er igno-
rierte geflissentlich die Tatsache, daß als ein weiterer Staat Japan die 
gleichen Qualifikationen aufwies, dessen Teilnahme er jedoch nicht 
empfahl. Es war für ihn weniger einfach, einen guten Grund für die 
Kandidatur Indiens vorzubringen, das weder eine formell anerkannte 
Großmacht noch eine quasi-kriegführende Macht, noch ein Nachbar 
Koreas war. Indien konnte lediglich als „eine große asiatische Macht 
mit besonderer Verantwortung am koreanischen Waffenstillstand" 
nominiert werden. Diese Verantwortung trug jedoch keinen politischen 
Charakter. Sie hätte von jedem, beiden Seiten genehmen neutralen Staat 
übernommen werden können — ursprünglich hatten die Alliierten vor-
geschlagen, daß das internationale Rote Kreuz mit dieser Verantwor-
tung betraut werden sollte — und, wenn diese Verantwortung der 
Schweiz oder Peru übertragen worden wäre, würde niemand vorgeschla-
gen haben, daß davon eine Forderung auf Teilnahme an einer politischen 
Konferenz abgeleitet werden würde. Die einzige vernünftige Basis für 
die Kandidatur war in Wirklichkeit, daß Indien „eine große asiatische 
Macht“ darstellte. Wenn aber der Rahmen der Friedenskonferenz er-
weitert werden sollte, neutrale asiatische Mächte einzubeziehen — was 
im Waffenstillstandsabkommen nicht vorgesehen war — dann hätte 
Japan als eine Nation mit wesentlich größeren Interessen an der Zukunft 
Koreas eine ähnliche Forderung auf Teilnahme erheben können.

Der Wunsch der englischen Regierung auf Teilnahme Indiens an der 
Konferenz könnte als eine Geste der Solidarität im Rahmen des Com-
monwealth erklärt werden, als eine Maßnahme, um den englischen guten 
Willen gegenüber Indien zu zeigen und Delhi der Absicht der englischen 
Regierung zu versichern, das internationale Prestige Indiens zu steigern. 
In einer Angelegenheit von einer derartigen Bedeutung jedoch war kaum 
anzunehmen, daß England nur Indien einen Gefallen tun wollte, ohne 
sich der Auswirkungen bewußt zu sein, die Indiens Teilnahme an der 
Konferenz voraussichtlich haben würden. Natürlich sind zahlreiche 
Überlegungen über diesen Punkt angestellt worden und einen Tag, nach-
dem Lord Salisbury die Ansichten der Regierung Ihrer Majestät über die 
Zusammensetzung der Konferenz dargelegt hatte, deutete Mr. Butler 
als amtierender Premierminister dem Unterkaus in etwas indiskreter 
Weise an, was von der Konferenz erhofft wurde:

Es soll das Ziel und die Aufgabe der politischen Konferenz sein, in 
den koreanischen Problemen Fortschritte zu erzielen. Wir erhoffen 
jedoch noch etwas mehr... Wir hoffen, daß der zu erzielende Er-
folg und die zu schaffende Atmosphäre gegen den Hintergrund der 
allgemeinen Situation in Asien — wo wir wie für Europa auf eine 
Lockerung der Spannungen hoffen — auch zu einer Erörterung der 
weiteren hervorstechenden wichtigsten Probleme im Fernen Osten 
führen werden. Dies bringt mich zu der Frage der chinesischen Ver-
tretung in den Vereinten Nationen. Gerade diese Angelegenheit 
kann nur von den Vereinten Nationen und nicht von einer politi-
schen Konferenz entschieden werden. Auf der politischen Konferenz 
kann man sich allerhöchstens auf Empfehlungen einigen.

Als ob er die Bedeutung der Erklärung Butlers unterstreichen wollte, 
gab der indische Premierminister am gleichen Tage in Delhi eine Presse-
konferenz, auf der er eine „unwiderruflich positive Einstellung" zu der 
Notwendigkeit eingenommen haben soll, die Delegierten der Peking- 
Regierung zu den Vereinten Nationen zuzulassen; solange dies nicht 
geschehen ist, so erklärte er, könnten die Vereinten Nationen weder 
wirksam funktionieren noch würden die Probleme des Fernen Ostens 
gelöst werden.

In der Hauptfrage der Kontroverse zwischen England und den Ver-
einigten Staaten war die Ansicht Delhis daher entscheidend festgelegt, 
und die Rede Butlers bewies, daß England die Absicht hatte, gerade 
diese Frage zu einem bestimmten Zeitpunkt des Konferenzverlaufs auf-
zuwerfen. Derartige Überlegungen bestimmten die Haltung Englands 
über die Zusammensetzung der Konferenz. Wenn Rußland und Indien 
auch als kriegführende Mächte galten, würde dies das Gleichgewicht der 
Konferenz dankenswerterweise steigern und die englische Politik kolos-
sal stärken, wenn die Frage der Vertretung Chinas in den Vereinten 
Nationen aufgeworfen wurde, da sowohl Rußland wie auch Indien sich 
festgelegt hatten, die Aufnahme der Delegierten Pekings zu unterstüt-

zen. Indien würde aber in einer wesentlich besseren Lage als Rußland 
oder England sein, die Initiative in dieser Angelegenheit auf dieser Kon-
ferenz zu ergreifen. Ein russischer Vorschlag würde nämlich in Wirklich-
keit als eine „Forderung von der anderen Seite“ gelten, während ein 
englischer Vorschlag eine zu große Schädigung des westlichen Lagers be-
deuten würde; Indien könnte aber als eine freundschaftlich gesinnte 
unparteiische neutrale asiatische Macht eine Kompromißformel Vor-
schlägen, die England und Rußland dann akzeptieren und den Vereinig-
ten Staaten zur Erwägung empfehlen könnten. Dies würde zu einem sehr 
starken Druck auf die amerikanischen Delegierten führen; diese würden 
auf der Konferenz nicht über die Phalanx der lateinamerikanischen An-
hänger verfügen, die Amerika gewöhnlich eine besonders starke Stellung 
in der Vollversammlung der Vereinten Nationen verleiht. Die US-Dele-
gierten würden ferner in die Gefahr einer diplomatischen Isolation ver-
bunden mit dem Vorwurf geraten, sie würden sich gegen eine anderweitig 
greifbare Friedenslösung wenden. Unter solchen Umständen konnte 
angenommen werden, daß Amerika nachzugeben haben würde und daß 
die Ziele der englischen Politik in die „vereinbarten Empfehlungen" ein-
bezogen werden würden, von denen Butler sprach.

Der Fehler in dieser sonst wohlbegreiflichen diplomatischen Absicht lag 
darin, daß der Erfolg von dem amerikanischen Einverständnis auf Ein-
beziehung Indiens in den Kreis der Konferenz abhing. Als nämlich seiner-
zeit Lord Salisbury zum ersten Mal die Teilnahme Indiens vorschlug, war 
weder das amerikanische Einverständnis nachgesucht noch war es gegeben 
worden. Wenn die Amerikaner sich weigerten, ihr Einverständnis zu 
erteilen, hätte Indien möglicherweise noch an den Konferenztisch gebracht 
werden können, indem Amerika in der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen überstimmt worden wäre. In diesem Fall würde der Konflikt 
aber wahrscheinlich einen derartigen amerikanischen Widerstand herauf-
beschworen haben, daß für Indien wenig Aussichten bestanden haben 
würden, seine beabsichtigte Rolle bei der Konferenz zu spielen. Auf der 
anderen Seite hatte sich die englische Regierung, als sie öffentlich die 
Hinzuziehung Indiens zur Konferenz vorschlug, in eine Lage gebracht, 
aus der sie sich nicht hätte zurückziehen können. England hätte, nachdem 
es einmal erklärt hatte, daß Indien bei der Konferenz dabei sein muß, sich 
durchsetzen müssen selbst bis zu dem Punkt, Amerika zu einer Abstim-
mung in der Vollversammlung herauszufordern oder sich des Vorwurfs 
aussetzen zu müssen, Indien zu verletzen, indem es die Kandidatur erst 
vorschlug und dann wieder fallen ließ.

Als die Krise sich später entwickelte, bestanden die Engländer darauf, 
daß sie von Washington keinen Hinweis erhalten hätten, die Kandidatur 
Indiens wäre für Amerika nicht annehmbar. Ein englischer Korrespondent 
schrieb am 22. August aus New York:

„Es ist erschütternd, daß die Amerikaner bis vor drei Tagen nichts 
über ihre Einstellung gegenüber Rußland und Indien verlauten ließen. 
Dann traf es Amerikas Freunde und Alliierte in aller Öffentlichkeit, 
und es blieb keine Möglichkeit, die Meinungsverschiedenheiten hinter 
den Kulissen beizulegen."

Es hat den Anschein, daß in Wirklichkeit über eine Einladung Ruß-
lands auf diplomatischen Kanälen zwischen London und Washington 
gesprochen worden ist. Die Vereinigten Staaten waren nicht Unwillens, 
Rußland zur Konferenz zuzulassen, einmal weil dies im allgemeinen 
Rahmen der westlichen Beziehungen zu Rußland von Nutzen sein 
könnte, und zum anderen, weil die Anwesenheit Rußlands den Charak-
ter der Konferenz als eine zweiseitige Verhandlung zwischen den 
kriegführenden Mächten tatsächlich nicht ändern würde. Amerika unter-
stützte schließlich die Einladung Rußlands und beharrte nur auf der Be-
dingung, daß Rotchina und Nord-Korea diese fordern sollten — eine 
Klausel, die eindeutig darlegen sollte, daß Rußland die Feindstaaten ver-
trat. Die amerikanische Regierung erhob jedoch tatsächlich Einwände 
gegen Indien, und es besteht kein Grund zu glauben, daß England jemals 
zu der Annahme ermutigt worden sei, Indiens Teilnahme sei willkom-
men. Die Amerikaner fürchteten Indiens Haltung auf der Konferenz aus 
genau dem gleichen Grunde aus dem die Engländer sie wünschten — weil 
Indien Englands politischer Verbündeter gegen Amerika sein und es als 
eine asiatische neutrale Großmacht an einer Konferenz am Runden Tisch 
für die amerikanische Position besonders gefährlich sein würde. Der eng-
lischen Entschlossenheit, die Zusammensetzung der Konferenz zum Vor-



teil der englischen Politik zu gestalten, traten die Amerikaner mit der 
gleichen Entschlossenheit entgegen, sie zum Vorteil der amerikanischen 
Politik auszunutzen, und der Streitfall führte bis zur Abstimmung vor 
der Vollversammlung. Die Amerikaner hätten versuchen können, die 
Teilnahme Indiens zu akzeptieren und zusätzlich Japan zu nominieren, 
und Mr. Cabot Lodge behauptete in seiner Ansprache vor der Vollver-
sammlung tatsächlich, daß Japan das gleiche Recht wie Indien besäße, an 
der Konferenz teilzunehmen; dieser Kurs hätte jedoch die Gefahr in sich 
geborgen, daß Indien die notwendigen Stimmen der Vollversammlung 
erhalten hätte und Japan nicht. Die amerikanische Regierung zog es daher 
vor, sich der Nominierung Indiens zu widersetzen und vereinigte alle 
ihre politischen Hilfsquellen in der Vollversammlung, um die Kandi-
datur abzulehnen. Amerika gelang es in der Abstimmung, die für eine 
Nominierung notwendige 2/3 Mehrheit zu verhindern, konnte jedoch 
nicht eine einfache Mehrheit zugunsten Indiens vermeiden, das die Stim-
men des sowjetischen, des asiatisch-arabischen und des Commonwealth- 
blödes (mit der bemerkenswerten Ausnahme Pakistans) und mehrerer 
europäischer Staaten erhielt.

In der öffentlichen Kontroverse enthüllten weder die englischen noch 
die amerikanischen Vertreter die wahren Gründe für ihre jeweilige Ein-
stellung. Die Engländer priesen die Vorteile eines runden Tisches im 
Vergleich zu einem rechteckigen und verliehen ihrer Überzeugung Aus-
druck, daß Indien einen wertvollen Beitrag zur Konferenz leisten würde, 
ohne daß sie darauf hinwiesen, welchen Beitrag sie erwarteten. Die 
Amerikaner zögerten, Indien und diejenigen, die cs unterstützten, mehr 
als unbedingt notwendig über die Ablehnung der Kandidatur anzu-
greifen und betonten lediglich, die Konferenz müsse eine zweiseitige 
Angelegenheit ohne Platz für eine neutrale Macht sein. Sie versuchten 
ferner, einen Teil der Unpopularität, der sie ausgesetzt waren, auf Süd-
korea abzuwälzen, indem sie erklärten, Präsident Sygman Rhee habe im 
Falle einer Teilnahme Indiens mit einem Boykott der Konferenz gedroht 
— sie nahmen damit eine Haltung ein, die sie dem Spott aussetzte, die 
Vereinigten Staaten seien augenscheinlich ein Satellit Südkoreas gewor-
den. In Wirklichkeit war der Einwand Amerikas gegenüber Indien von 
der Haltung Südkoreas vollkommen unabhängig, obwohl die Ansichten 
der beiden Regierungen viele gemeinsame Züge aufwiesen. Der süd-
koreanische Außenminister Pyun Yung-tai erklärte in seiner Rede an die 
Vollversammlung:

Auf einem Zweig des Freiheitsbaumes sitzend versucht Indien stets, 
den Stamm abzuhacken, um den Feinden der Freiheit zu gefallen . . . 
Wenn Indien sich offen zu den Kommunisten bekannt hätte, würde 
das anders sein. Uns würde es dann sehr leid tun, Indien so endgültig 
zu verlieren. Wir würden dies jedoch vorziehen, als ein verräterisches 
und ränkeschmiedendes Indien auf unserer Seite zu haben.

Der amerikanische Delegierte bediente sich nicht einer derartig unge-
hemmten Ausdrucksweise, die Denunzierung Pyuns gab jedoch ziemlich 
richtig einer sehr weit verbreiteten amerikanischen Einstellung gegen-
über Indien Ausdruck. Der UNO-Korrespondent der TIMES schrieb am 
12. August aus New York, daß „Indiens Haltung in den USA aus ver-
schiedenen Gründen mit wachsendem Mißtrauen“ beobachtet werde. Die 
Formulierung „aus verschiedenen Gründen" ist typisch dafür, daß die 
Engländer sich nicht über das Ausmaß im klaren sind, in welchem die 
Haltung Indiens zum koreanischen Krieg in den letzten drei Jahren Ver-
druß in Amerika erregte. Die Bindungen innerhalb der Commonwealth- 
Staaten und die grundlegende indisch-britische Übereinstimmung über 
die gegenüber China einzuschlagende Politik haben die englische öffent-

liche Meinung veranlaßt, die Weigerung Indiens, Truppen nach Korea zu 
entsenden, zu verzeihen, nachdem der indische Delegierte im Weltsicher- 
heitsrat der Entscheidung zugestimmt hatte, der Aggression Widerstand 
zu leisten. Die Amerikaner waren jedoch nicht ohne weiteres bereit, 
Indien zu entschuldigen; sie haben den koreanischen Krieg wesentlich 
ernster genommen als die Engländer und sehen in Indien ein pflichtver-
gessenes und abtrünniges Mitglied der Vereinten Nationen. Die freund-
schaftlichen Beziehungen zwischen Delhi und Peking, die England als 
vorbereitender Weg für eine Annäherung zwischen China und dem We-
sten billigt, erscheinen zahlreichen Amerikanern als ein heimliches Ein-
verständnis mit dem Feinde, und in einigen Erklärungen Nehrus über die 
Weltpolitik erblicken sie keinen Unterschied zu den Anregungen des 
Weltfriedenskongresses. Selbst ohne die besondere Reaktion von Dulles 
auf dieses rein taktische englische Manöver könnte es in Amerika auf 
einen Vorschlag zur Teilnahme Indiens an einer Konferenz zur Been-
digung des Koreakrieges keine günstige Antwort gegeben haben. Die 
Engländer mögen die amerikanische Tendenz bedauern, die Mensch-
heit zu scharf in Freunde und Feinde einzuteilen, dies ist jedoch ein 
klarer Tatbestand der internationalen Beziehungen, der von der eng-
lischen Politik in Rechnung gestellt werden muß. Es ist falsch zu glauben, 
daß alle Amerikaner, die ihre Meinung nicht aus der WASHINGTON 
POST beziehen, nur Ausgeburten eines bösen Traumes darstellen.

Aus der letzten Krise muß nun die Lehre gezogen werden, daß zwi-
schen London und Washington engere Verbindungen notwendig sind 
und jede Regierung in Zukunft sich vorsichtigerweise nicht öffentlich auf 
einen Kurs festlegen sollte, ohne mit der anderen vorher eine Absprache 
getroffen zu haben. Es genügt jedoch nicht, nur dann sich zu beraten, 
wenn die politischen Ziele grundsätzlich verschieden liegen. Äußerste 
Anstrengungen sind erforderlich, um die Fernostpolitik der beiden Län-
der auf einen Nenner zu bringen. Denn wenn dies nicht der Fall ist und 
wenn ihre Meinungsverschiedenheiten erneut in den Vereinten Nationen 
oder in einer internationalen Konferenz zutage treten, so wie es bereits 
indirekt bei der Nominierung Indiens der Fall war, so kann die Folge 
nur eine empfindliche Schwächung des anglo-amerikanischen Bündnisses 
bedeuten, von dem letzten Endes die Sicherheit der freien Welt abhängig 
ist. England kann nicht in einer Zeit globaler Konflikte weiterhin zwei 
getrennte Linien der Außenpolitik verfolgen: Eine für das nordatlan-
tische Gebiet und eine andere für den Pazifik. Es kann sich nicht mit 
Amerika vereinen, um der sowjetischen Expansion in Europa entgegen-
zutreten und gleichzeitig mit dem sowjetischen Block zusammengehen, 
um die amerikanische Politik im Fernen Osten zu durchkreuzen. Die eng-
lische Regierung mag mit der Unterstützung der beiden Parteien voll-
kommen davon überzeugt sein, daß ihr Ziel, Rotchina in die Vereinten 
Nationen aufzunehmen, richtig und sie berechtigt ist, ihre Ansicht mit 
äußerster Tatkraft in direkten Verhandlungen mit Amerika durchzu-
setzen; solange jedoch Amerika nicht überzeugt worden ist, den gleichen 
Kurs einzuschlagen, können Manöver, einen Druck durch die Bildung 
diplomatischer Kombinationen einschließlich der kommunistischen Staa-
ten gegen Amerika auszuüben, nur zum Verderben führen. Lord Salis-
bury bemerkte klugerweise in der Debatte vom 29. Juli, daß „das Ziel 
der Außenpolitik, der Diplomatie und der Verhandlung zwischen den 
Ländern darin besteht, Meinungsverschiedenheiten beizulegen und zu 
versuchen, eine Politik zu führen, die man durchzuführen wünscht". Aber 
seine Praxis glich nicht seiner Konzeption, denn er erhielt nicht das, was 
erwünschte und anstatt die Differenzen mit Amerika beizulegen, ver-
größerte er sie. Mögen er oder sein Nachfolger das nächste Mal über 
mehr Glück und über ein besseres Urteilsvermögen verfügen.



Die Ansicht von Sebastian Haffner
In zwei Tatsachen und einer politischen Frage stimme ich mit Mr. 

Hudson nicht überein.
Eine der beiden strittigen Tatsachen ist seine Feststellung, daß der 

Koreaksieg im wesentlichen eine Ausweitung des Konfliktes zwischen 
NATO und sowjetischem Blöde in Europa wäre und daß das Verhalten 
der Vereinten Nationen nur zur Verwirrung dieser Grundtatsache bei-
getragen habe. Nach meiner Ansicht stellt das die Tatsachen auf den 
Kopf: Die einzig gesetzlich und diplomatisch sachlich richtige Ansicht 
über den Koreakrieg ist meiner Auffassung nach die, daß es sich um eine 
Aktion der Vereinten Nationen handelt; ideologische Fragen und Be-
strebungen, die Russen aufzuhalten, mögen sich unter den persönlichen 
Motiven einiger kriegführender Mächte befunden haben, aber sie kön- 
nen keine Rolle spielen in der Frage, wie die Vereinten Nationen als 
solche — die in dieser Sache allein ausschlaggebend sind — den Korea-
krieg zu Ende bringen und sein Wiederaufleben verhindern.

Die zweite strittige Tatsache ist Mr. Hudsons Annahme, daß es zur 
Schwächung der russisch-chinesischen Allianz eine weltweite Front gibt,’ 
die auf einer anglo-amerikanischen Allianz beruht, von der letztlich die 
Sicherheit der freien Welt abhängt! Diese-Annahme bringt das, was 
(vielleicht) sein sollte (oder gewesen sein sollte) mit dem durcheinander, 
was ist. Es ist sehr leicht zu beweisen, daß keine weltweite, auf einer 
anglo-amerikanischen Allianz beruhende Front zur Eindämmung der 
Russen vorhanden ist oder je vorhanden war; man sieht die Beziehungen 
zwischen England und Amerika und auch ihre Beziehungen mit anderen 
Ländern von vorneherein in einem falschen Licht, wenn man von der 
erdichteten Annahme ausgeht, es bestände eine weltumfassende anglo-
amerikanische Allianz gegen den kommunistischen Block.

Die strittige politische Frage geht schließlich am klarsten aus Mr. 
Hudson’s Feststellung hervor, daß die englische Regierung bei Meinungs-
verschiedenheiten mit Amerika in einer wichtigeren politischen Frage 
(wie z. B. die Aufnahme Rotchinas in die Vereinten Nationen) berech-
tigt ist, seinen Standpunkt nur in direkten Verhandlungen mit Amerika 
nachdrücklich zu vertreten, ,aber so lange sich Amerika nicht zur glei-
chen Ansicht entschließen kann, können Bemühungen, auf Amerika mit-
tels diplomatischer Kombination mit Einschluß auch der kommunisti-
schen Staaten einen Druck auszuüben, nur zu einer Katastrophe führen.' 
Dies läuft auf die Behauptung hinaus, daß England auf seine in der natio-
nalen Souveränität liegenden diplomatischen Freiheit verzichten und 
den Status eines freiwilligen amerikanischen Satelliten annehmen sollte; 
hierzu müßte bewiesen werden, daß das offenbare englische Interesse an 
guten Beziehungen mit Amerika jedem anderen englischen Interesse vor-
angeht — gegebenenfalls selbst dem englischen Interesse an der Wah-
rung des Friedens. Ich zweifele, daß dieser Beweis erbracht werden kann.

I

Jeder größere Krieg wird von den in ihn verwickelten verschiedenen 
Nationen und Staaten unter verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet, 
und es steht den Staaten frei, den einen oder anderen für ihre internen 
-wecke zu betonen, um ihre Kampfmoral aufrechtzuerhalten oder um 
ihre besonderen Kriegsziele zu verfolgen; aber die Staatsmänner, die den 
Frieden aushandeln, müssen von allen persönlichen Auslegungen Ab-
stand nehmen und dürfen sich nur an den klaren gesetzlichen und diplo-
matischen Rahmen halten, in dem der Krieg ausgetragen wurde.

Der zweite Weltkrieg z. B. war für viele westliche Völker ein Krieg 
zwischen Demokratie und Faschismus. Diese Ansicht ist nicht ganz falsch, 
denn in vielen Ländern hing der Bestand demokratischer oder faschisti-
scher Einrichtungen ausschließlich vom Ausgang des Krieges ab. Nichts-
destoweniger ist der zweite Weltkrieg gesetzlich und diplomatisch nicht 
zwischen Demokratie und Faschismus ausgetragen worden, sondern 
zwischen den Regierungen einer Anzahl geographisch bestimmter Staa-
ten und könnte oder kann nur durch einen Vertrag zwischen diesen Re-
gierungen oder ihren gesetzlichen Nachfolgern beendet werden.

In ähnlicher Weise hat der Koreakrieg für die einzelnen kriegführen-
den Staaten verschiedene Bedeutung, und es würde vom historischen 

Gesichtspunkt aus faszinierend sein, diese verschiedenen Ansichten zu 
entwirren. Selbst unter diesem Gesichtspunkt jedoch würde es eine über-
mäßige Vereinfachung sein zu behaupten, daß der Koreakrieg nur oder 
im wesentlichen eine Ausweitung des Ost-Westkonfliktes in Europa dar-
stellte. Viele europäische NATO-Mitglieder hielten ihr Interesse durch 
den Koreakrieg für nur sehr gering und indirekt berührt. Dementspre-
chend trugen sie nur zögernd oder überhaupt nicht zur Unterstützung 
der UN-Streitkräfte bei. Selbst bei den'Amerikanern wurde das Ein-
greifen in Korea nicht in erster Linie von jenen allgemeinen Bestrebun-
gen die Russen zurückzudrängen, bestimmt, die zum Truman-Doktrin 
und zum Abschluß des Nordatlantikpaktes geführt hatten. Auf die Pa-
rallele der Berliner Luftbrücke und der Militärhilfe an Griechenland 
wurde niemals besonders hingewiesen, noch wurde sie in Amerika volks-
tümlich. Schließlich hatten die Amerikaner vor dem Juni 1950 beschlos-
sen und öffentlich verkündet, daß Südkorea außerhalb des Sicherheits-
bereiches lag, in dessen Grenzen sie beabsichtigten, dem Kommunismus 
Einhalt zu gebieten. Die Hauptmotive für Amerikas Eingreifen im Jahre 
1950 — abgesehen von seiner Loyalität gegenüber den Vereinten Natio-
nen, die ein wirklicher Beweggrund war — war das Gefühl der Verant-
wortlichkeit für das Schicksal der koreanischen Republik, die unter 
amerikanischem Beistand und amerikanischer Besatzung errichtet wor-
den war, seine strategische und politische Sorge um Japan im Falle eines 
erfolgreichen nordkoreanischen Angriffes und auch die Hoffnung, daß 
der Koreakrieg die Gelegenheit dazu bieten würde, den Ausgang des 
chinesischen Bürgerkrieges grundlegend zu ändern. Keiner dieser Gründe 
spielte für England eine Rolle, dessen Hauptinteresse es war, die Forde-
rungen auf amerikanischen Beistand im Falle eines Angriffs auf Hong-
kong oder — im weiteren Felde — auf Malaya zu sichern, abgesehen von 
seinem ernsthaften Begehren, die Vereinten Nationen sollten durch ihr 
Gewicht abschreckend auf jede Aggression wirken. Das bestimmende 
Motiv Frankreichs (das kaum unter die .führenden Nationen' der Gruppe 
gerechnet werden kann, die sich aktiv dem Angriff in Korea widersetz-
ten) zur Leistung eines Beitrages zur Verteidigung Südkoreas war die 
Hoffnung, Amerika zu überzeugen, Indochina hinfort als zweite Front 
im Koreakrieg anzusehen.

All dieses blieb im Bereich persönlicher Motive und Hoffnungen. 
Gesetzlich und diplomatisch sind oder waren weder England noch Frank-

reich noch irgendein anderer Staat, der am Kommando der Vereinten 
Nationen in Korea teilhatte, noch nicht einmal Amerika, unabhängige, 
kriegführende Staaten, ausgestattet in Korea mit den herkömmlichen 
Rechten und dem Status einer kriegführenden Macht, noch ist der Korea-
krieg ein herkömmlicher Krieg, der von einer Regierung oder mehreren 
alliierten Regierungen geführt und kontrolliert wird. Die Tatsache, daß 
weder Amerika noch irgendeiner der fünfzehn „Alliierten“ sich in ihrer 
Eigenschaft als Einzelstaaten in Korea im Kriege befinden oder jemals 
befanden, wird schlagartig dadurch veranschaulicht, daß keiner von ihnen 
jemals den Krieg erklärte, was in Amerika das verfassungsmäßige Vor-
recht des Kongresses gewesen wäre. Noch weniger kann behauptet wer-
den, daß sich dje NATO in Korea befand oder befindet. Die NATO hatte 
weder militärisch noch politisch je etwas in Korea zu sagen; vermutlich 
gibt es im NATO-Hauptquartier nicht einmal eine Akte „Koreakrieg“. 
Die einzig „kriegführende“ Macht in Korea sind die Vereinten Nationen 
als solche.

Die Vereinten "Nationen jedoch sind eine besondere Art „kriegfüh-
render Macht“. Sie umfassen, wie Mr. Hudson durchaus richtig darstellt, 
„Staaten, die für die Belange der Vereinten Nationen fochten, Staaten, 
die ihre Feinde unterstützten, und Staaten, die neutral blieben, alle 
jedoch behielten die gleichen, unverminderten Rechte als Mitglieder der 
Organisation“. Nach Beendigung der militärischen Maßnahmen, nach 
Niederschlagung der Aggression und nach Abschluß eines Waffenstil-
standes können alle diese Staaten sogar einen Anteil an der Regelung 
des Friedens unter dem Schutze der Vereinten Nationen fordern, und sie 
tun es auch. Mit anderen Worten, sobald der gegenwärtige Kampf vor-
über ist, hören die Vereinten Nationen auf, „Partei“ im Kriege zu sein 
und werden wieder zum allumfassenden Forum, wo Engel, Sünder und 
Neutrale sich auf gleicher Ebene begegnen, um über den Frieden zu ver-



handeln. Jedoch ist das nicht etwa eine Anomalie, sondern unzweifelhaft 
ein Tatbestand, den die Charta der Vereinten Nationen bewußt ange-
strebt und in Rechnung gestellt hat. Wenn überhaupt etwas anormal ist, 
so nur dieses, daß die derzeitigen Regierungen Chinas und Nordkoreas 
zur Zeit keinen Sitz in den Vereinten Nationen haben, und daß daher 
überall die Ansicht hat entstehen können, daß die Vereinten Nationen 
als „Partei" einige außerhalb stehende „Feinde“ bekämpften.

Der von den Gründern der Vereinten Nationen angestrebte Tatbestand 
war zweifellos der, daß die Vereinten Nationen eine alle souveränen 
Staaten umfassende Organisation sein sollten. Gleichzeitig sieht die 
Charta der Vereinten Nationen ganz klar voraus, daß sich Aggression 
und andere Formen eines Friedensbruches von Zeit zu Zeit ereignen wer-
den und in diesen Fällen die Vereinten Nationen als Körper mittels ihrer 
entsprechenden Organe Schritte zu unternehmen haben, um die Aggressio-
nen ,niederzuschlagen‘. Da von Angreifern oder anderen Friedensstörern 
kaum erwartet werden kann, daß sie ihre eigene Handlungsweise .nieder-
schlagen*, betrachtet es die Charta deshalb ganz sachlich als ein normales 
Ereignis, daß sich verschiedene Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
von Zeit zu Zeit einander als kriegführende Mächte gegenüberstehen, 
wobei die Vereinten Nationen der einen Seite ihren Segen erteilen und 
ihn der anderen vorenthalten; die Charta setzt weiter voraus (Art. 48). 
daß einige Mitgliedstaaten in solchen Fällen neutral bleiben werden. 
Aber die Charta nimmt niemals an, daß durch derartige Störungen not-
wendigerweise die Mitgliedschaft des diesbezüglichen Angreifers endet, 
noch verlangt sie, daß die Angreifer über die durch die Niederschlagung 
des Aggressionsaktes auferlegte Bestrafung hinaus bestraft werden müssen. 
Ebenso wird in der Charta angenommen, daß die Vereinten Nationen 
als solche für ewig mit den Mitgliedstaaten identifiziert werden, die bei 
einer besonderen Gelegenheit auf ihr Verlangen hin einen anderen unbot-
mäßigen Mitgliedstaat oder mehrere unbotmäßige Mitgliedstaaten wieder 
zur Ordnung riefen (nächstens können sich unter unbotmäßigen Mitglied-
staaten die Angreifer und unter den ehemaligen Angreifern die ordnen-
den Kräfte befinden). Wenn die Aggression niedergeschlagen ist und sich 
der Sturm gelegt hat, soll jeder wieder seinen Sitz einnehmen, und die 
Vereinten Nationen sollen ihrer normalen Aufgabe nachgehen, .nämlich 
auf friedliche Weise und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und des Völkerrechts internationale Streitigkeiten auszu-
gleichen oder zu regeln*. (Art. I).

Es kann gar kein Zweifel darüber bestehen, daß hiermit in großen 
Zügen ein Bild von den im Bereich der Vereinten Nationen geführten 
.Kriegen* gegeben ist, wie sie in der Charta vorausgesehen werden, und 
es bleibt nur die Frage übrig, ob diese Vorkehrung klug oder unsinnig 
ist. Ich halte sie für klug. Sie wird sicher keinen Anklang bei jenen Mit-
gliedstaaten finden, die jedes Mal für die Vereinten Nationen die Rolle 
des Polizisten spielen mußten. Sie möchten, was menschlich verständlich 
ist, den Zustand ihrer moralischen Überlegenheit verewigen, um sie bei 
der Friedensregelung in die Waagschale zu werfen. Aber gerade dieses 
Verlangen hat in anderen modernen Kriegen die Friedensunterhandlun-
gen und ihr Ergebnis vergiftet.

Dieses Verlangen sollte genau so unerbittlich wie Aggressionen be-
kämpft werden, wenn Frieden jemals wieder in einem Verband souveräner 
Staaten Wirklichkeit werden soll. Früher sorgten oftmals mächtige Staa-
ten (wie Amerika nach dem russisch-japanischen Krieg im Jahre 1905, 
oder Frankreich, Deutschland und Rußland nach dem chinesisch-japani-
schen Krieg im Jahre 1895), die gar nicht um ihre Intervention gebeten 
waren, dafür, daß solch einem Verlangen Einhalt geboten wurde. 
Dies geschah auch manchmal durch die Einberufung allgemeiner 
Friedenskonferenzen, in denen kriegführende und interessierte neutrale 
Staaten im Lichte ihrer Nachkriegsinteressen sich neuorientierten, wie 
z. B. Wien in den Jahren 1814—1815, Paris im Jahre 1856 und Berlin 
im Jahre 1878. (Mr. Hudson hat Unrecht, wenn er glaubt, daß ,bei einer 
Friedenskonferenz die ehemals kriegführenden Staaten nur miteinander 
am grünen Tisch verhandelten, anstatt sich einander auf dem Schlachtfeld 
totzuschießen, daß aber die alten Fronten die gleichen blieben wie auf dem 
Schlachtfelde.) Die Vereinten Nationen stellen nur eine moderne Spielart 
dieser Einrichtung dar, die fast immer für unerläßlich galt, um mit Erfolg 
Frieden zu schließen und gegen die enttäuschte kriegführende Staaten 

immer eine lebhafte Abneigung hatten und die die Rachsucht der Unter-
legenen und die Selbstüberheblichkeit der Sieger auf sich zog.

Wenn es keine Vereinten Nationen gäbe und die Staatsmänner sich 
bei der Zusammensetzung einer Friedenskonferenz zur Beendigung des 
Koreakrieges und bei den Streitigkeiten in Asien, die ja den Hintergrund 
für ihn bilden, nur von ihrem gesunden Menschenverstand leiten lassen 
könnten, wen würden sie dann wohl zur Teilnahme an einer solchen 
Konferenz auswählen? Sicherlich die drei Weltmächte mit großen Inter-
essen in Asien: Amerika, Rußland und England; sicherlich die drei 
asiatischen Großmächte: Indien, China, Japan; möglicherweise einige 
der mittelgroßen Mächte wie Pakistan und Indonesien und einige der 
mittelgroßen Mächte am Rande des Pazifik wie Kanada und Australien; 
und dazu die beiden koreanischen Regierungen, weil Korea ja der strittige 
Punkt des Konfliktes ist. Dies wäre mit der bedauerlichen Auslassung 
Japans, die ich nicht gutheiße, genau die Form der Konferenz, die England 
mit Unterstützung der Mehrheit in der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen und in vollkommener Übereinstimmung mit dem Geist der 
Charta vorschlug und die Amerika durch Mobilisierung der Stimmen des 
latein-amerikanischen Blockes bis jetzt verhindert hat —eine Handlungs-
weise, die an den dauernden Mißbrauch des russischen Vetorechtes im 
Weltsicherheitsrat erinnert. Es ist geradezu phantastisch, eine solche 
Konferenz „parteiisch zusammengesetzt" zu nennen. Und es ist eine 
reine Spitzfindigkeit, gegen sie den Artikel 60 des koreanischen Waffen-
stillstandsabkommens anzuführen, in dem die beiden Militärdelegationen, 
die den Waffenstillstand abschlossen, ein Treffen der .beiden Seiten* 
empfehlen. Generäle sind geeignet militärische Absprachen für die Feuer-
einstellung zu treffen, aber sie sind nicht geeignet, durch ihre .Empfeh-
lungen' die Zusammensetzung der Friedenskonferenz zu bestimmen; noch 
weniger aber ihr durch die Art ihrer politischen Terminologie vorzu-
greifen.

Ich möchte noch einmal meine erste Beweisführung zu den strittigen 
Tatsachen zusammenfassen: Der Koreakrieg war nicht ein Krieg einer 
anti-kommunistischen Koalition gegen die Expansion des Kommunismus. 
Es handelte sich um einen Krieg der Vereinten Nationen gegen eine 
Aggression als solche, in dem es nur den einzigen formellen Beweggrund 
gab, nämlich den Versuch einer Regierung zu unterdrücken, etwas von 
einer anderen mit Gewalt zu erlangen. Es ist ein ganz unwichtiges Zu-
sammentreffen von Ereignissen, daß in diesem besonderen Falle die an-
greifende Regierung gerade eine kommunistische war und daß deshalb die 
freiwilligen Polizisten, die dem Angreifer im Namen der Vereinten 
Nationen Einhalt geboten, größten Teils aus dem antikommunistischen 
Lager kamen. Wir wissen jetzt besser als jemals zuvor, daß die anti- 
kommunistische südkoreanische Regierung ebenso bereitwillig zum An-
greifer geworden wäre, wie die kommunistische nordkoreanische, wenn 
sie nur irgendeine Aussicht auf Erfolg gehabt hätte — tatsächlich liegt es 
durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß sie es eines Tages doch noch 
tut. Die Vereinten Nationen sind für diesen Fall ebenfalls an ihre Charta 
gebunden und werden die Mitgliederstaaten aufrufen, die Aggression zu 
bekämpfen. In diesem Falle werden nach der politischen Lage der Dinge 
wahrscheinlich hauptsächlich Rußland und einige seiner Alliierten voll 
Eifer dem Rufe folgen. Es wird dann den Amerikanern nicht schwer fallen 
einzusehen, daß solch ein den Vereinten Nationen freiwillig geleisteter 
Dienst Rußland nicht das Recht gibt, sich und seine Alliierten mit den 
Vereinten Nationen als solche zu identifizieren, Neutrale von der folgen-
den Friedenskonferenz auszuschließen oder vorzuschreiben, wie die 
Konferenz vorgehen und worüber sie reden soll oder wie lang sie dauern 
dürfe.

Mittlerweile leistete England dem Frieden und der Autorität der 
Vereinten Nationen einen Dienst durch den Versuch, die koreanische 
Friedenskonferenz im Geiste des gesunden Menschenverstandes und der 
Charta zu Wege zu bringen. Damit leistete sie auch der Aufrechterhaltung 
der britisch-amerikanischen guten Beziehungen in Asien nach ihrem Ver-
mögen den besten Dienst, obgleich dies bisher kaum anerkannt wurde. 
Der allgemeine Wunsch nach Frieden und eine allgemeine Loyalität 
gegenüber den Vereinten Nationen sind das einzige Fundament, auf dem 
solche Beziehungen gegenwärtig ruhen können.



II

Diese Feststellung scheint tragisch zu sein. Denn es steht fest, daß 
dieses Fundament gefährlich brüchig geworden ist. Ich fürchte jedoch, es 
ist die volle Wahrheit. Es springt in die Augen, daß das weltumfassende 
englisch-amerikanische Bündnis, von dem Mr. Hudson als von einer Tat- 
sache spricht, nicht vorhanden ist und gegenwärtig sieht es weniger denn 
je danach aus, als ob es jemals dazu käme.

In den Zeitungen beider Länder werden so viele unklare und ungenaue 
Andeutungen über das englisch-amerikanische .Bündnis' gemacht, daß es 
angebracht erscheint, die Grenzen dieses Bündnisses genauer zu umreißen.

Das einzige Bündnis zwischen England und Amerika besteht innerhalb 
des Nordatlantikpaktes, ein Defensivbündnis, das die beiden Länder 
ebenso wie zwölf weitere verpflichtet, einen Angriff auf irgendeinen von 
ihnen ,in Europa oder Nordamerika' als einen Angriff auf sich selbst zu 
betrachten. Dieses Bündnis ist in dreifacher Weise klar begrenzt. Erstens, 
in seinem geographischen Rahmen: Es bezieht sich nur auf das .nord- 
atlantische Gebiet'; zweitens, durch seine Definition des casus foederis: 
es ist grundsätzlich defensiv; drittens, durch die Definition der gegen-
seitigen Verpflichtungen. Sie sind ausschließlich militärisch und umfassen 
kein politisches Bündnis. Einstmals hatte man die Hoffnung, daß die 
NATO einen staatenbundartigen Charakter annehmen würde, so daß 
ihr Rat und ihr Sekretariat in der Außen- und in der Verteidigungs-
politik ko-ordinierend wirken würden, aber es kam nicht zustande, und 
es scheint heute weniger denn je dazu zu kommen.

Die NATO richtet sich nicht gegen irgendeinen einzelnen Staat — 
niemand hat dies häufiger betont als Außenminister Acheson, der den 
Vertrag für Amerika unterzeichnete. Der casus foederis würde ebenfalls 
entstehen, wenn eine der 14 Signatarmächte, sagen wir, eher von Deutsch-
land oder Jugoslawien als von Rußland, angegriffen würde. Es stimmt, 
daß zur Zeit des"Vertragsabschlusses die Hauptgefahr für einen Angriff 
von Rußland her kam, und daß diese Gefahr dann den Hauptgrund für 
das Zustandekommen des Vertrages bildete. Aber die politischen Konstel-
lationen ändern sich während der Laufzeit so langfristiger Verteidigungs-
verträge, und es liegt in ihrem Wesen begründet, daß ihr Schwerpunkt 
sich wie die Nadel des Kompasses entsprechend den Veränderungen an 
den vermutlichen Gefahrenherden verschieben kann. In ähnlicher Weise 
sind die Auswirkungen solch langfristiger Verträge während ihrer Lauf-
zeit entsprechend der Zunahme oder dem Nachlassen der internationalen 
Spannungen einem Wechsel unterworfen. Es ist interessant, in diesem 
Zusammenhang festzustellen, daß die beiden wichtigsten Mitglieder der 
NATO. England und Frankreich, mit Rußland noch übereinstimmende 
Verträge über ein Verteidigungsbündnis haben, die in den letzten Jahren 
fast auf Eis gelegt wurden, die aber immer noch ebenso gültig sind wie 
der Nordatlantikpakt selbst und die zweifellos zu neuem Leben erwachen 
würden, wenn die spezifische Gefahr, gegen die sie geschlossen wurden 
— ein deutscher Angriff —, je wieder aufleben sollte. Sie könnten auch 
eine Rolle in einem umfassenden europäisch-russischen Sicherheitssystem 
und bei einem Austausch gegenseitiger Garantien spielen, wie sie z. B. 
Dr. Adenauer kürzlich anregte.

Uber den Nordatlantikpakt hinaus hat die gemeinsame Besetzung von 
Deutschland und Österreich zwischen England und Amerika — und auch 
Frankreich — eine Bindung geschaffen. Die bei diesen drei Mächten immer 
noch vorhandene Tendenz, ihre Politik gegenüber Deutschland und 
Österreich zu koordinieren, kann zurückverfolgt werden bis auf die 
Schaffung der Viermächte-Kontrollräte im Jahre 1945. Ob diese Ge-
wohnheit — die auf keiner formalen Verpflichtung beruht — die Mei-
nungsverschiedenheiten überbrücken kann und wird, die sich wäh-
rend des vergangenen Sommers in den grundsätzlichen Vorstellungen 
Englands und Amerikas über die Regelung der deutschen und europäi-
schen Fragen gezeigt haben, bleibt abzuwarten. Ich finde es jedenfalls 
schwierig, Mr. Hudsons zuversichtlicher Behauptung zu glauben, daß 
Amerika. England und Frankreich in der Ausarbeitung einer überein-
stimmenden Politik in der deutschen Frage erfolgreich gewesen waren und 
daß sie Rußland als Block gegenüberstehen würden. Ein Vergleich zwi-
schen den Erklärungen englischer und amerikanischer Minister über die 
Deutschlandfrage seit Sir Winston Churchills Rede am 11. Mai scheint 
mir einen tiefen Unterschied in den Zielen zu beweisen, die durch die 

übereinstimmenden Kommuniques über das Julitreffen in Washington 
nur schwach überdeckt wurden.

Außer der NATO und den Überresten gemeinsamer Besatzungs-
vereinbarungen in Deutschland und Österreich gibt es nur eine formale 
Bindung zwischen England und Amerika: das ist ihre beiderseitige Mit-
gliedschaft in den Vereinten Nationen. Die Festigkeit dieser Bindung 
hängt von der Aufrichtigung und Stärke der englischen und amerikani-
schen Treue gegenüber den Grundsätzen der Charta ab und auch davon, 
ob die beiden Nationen diese Grundsätze in gleicher Weise auslegen. 
Gegenwärtig scheint dies nicht der Fall zu sein — wie der Disput über 
die koreanische Friedenskonferenz zeigt.

Hiermit endet schon die kurze Liste vertraglicher Bindungen zwischen 
England und Amerika. Es stimmt, daß außerdem zwischen England und 
Amerika noch ein sehr reger diplomatischer Gedankenaustausch erfolgte 
— über viele Fragen , die weder etwas mit dem Nordatlantikpakt noch 
mit den Folgen aus der gemeinsamen Besetzung Deutschlands und Öster-
reichs oder mit den Vereinten Nationen zu tun haben. Aber das beweist 
nicht das Vorhandensein irgendeiner weltweiten englisch-amerikanischen 
Allianz oder einer gemeinsamen Abwehrfront gegen den Kommunismus. 
Sie sind eher eine Folge der Tatsache, daß die auswärtigen Interessen und 
Bindungen Englands und Amerikas ausgedehnter sind und mehr inein-
andergreifen als die anderer Mächte, und daß infolgedessen die Gefahr 
einer Reibung zwischen diesen beiden Staaten größer ist als zwischen 
anderen, wenn nicht ständig versucht wird, die gegenseitigen Interessen 
aneinander anzupassen und Kompromisse und Übereinkünfte zu schließen. 
Man könnte auf Grund dieser großen Gefahr zu dem Schluß kommen, 
daß ein umfassendes englisch-amerikanisches diplomatisches Bündnis 
geschlossen werden müßte, weil im Falle England und Amerika, wenn ich 
hier etwas zitieren darf, was ich selbst vor zwei Jahren schrieb, .Reibun-
gen die einzige Alternative zur Einigkeit darstellen und Einigkeit entsteht 
nicht von alleine, sondern muß gewollt und geschaffen werden'. Es ist 
aber ganz etwas anderes zu behaupten, daß eine weltumspannende Allianz 
tatsächlich besteht, und politische Argumente auf dieser Fiktion aufzu-
bauen.

Im besonderen besteht über zwei Probleme gegenwärtig weder eine 
englisch-amerikanische Allianz noch eine diplomatische Verständigung. 
Hier handelt es sich erstens um die Politik im Pazifik und in Asien; und 
zweitens um die allgemeine Haltung gegenüber dem Auftreten des 
Kommunismus in der Diplomatie und in den internationalen Beziehungen. 
England und Amerika sind nicht nur weit entfernt von einem Überein-
kommen über .eine weltweite Schwächung der russisch-chinesischen 
Allianz' sondern ihre Unstimmigkeiten über die gegenwärtige Asien-
politik im allgemeinen und über die Beziehungen zu den kommunistischen 
Staaten im besonderen stellen heute die größte Belastung ihrer gegen-
seitigen Beziehungen dar.

Immer wieder tauchte in den englisch-amerikanischen Aussprachen der 
letzten Jahre die Idee auf, ein Verteidigungsbündnis in Asien und für das 
Gebiet des Pazifik zu schließen, das dem Plan des Nordatlantikpaktes in 
Europa und im Raum des Atlantischen Ozeans entsprechen sollte. Schon 
nach kurzem Anlauf wurde der Gedanke immer wieder fallen gelassen, 
weil sich die Hindernisse bald als unübersteigbar erwiesen. Amerika war 
nie bereit, einen Angriff auf englische Besitzungen oder Kolonien auf dem 
asiatischen Festland als casus foederis anzusehen und ohne eine solche 
Verpflichtung würde für England ein Pazifikpakt mit Amerika augen- 
scheinlich wertlos sein. England seinerseits war niemals geneigt, Ameri-
kas de facto-Bündnis mit General Chiang-Kai shek beizutreten, weil dies 
nach seiner Ansicht einer Intervention in die inneren Angelegenheiten 
Chinas gleichkam und befürchten ließ, daß der begrabene chinesische 
Bürgerkrieg wieder aufleben würde. Ein allgemeiner Vertrag, von dem 
dies ja nur ein Teil war, würde dadurch seines reinen Verteidigungs-
charakters entkleidet werden.

Solange jedoch die Nicht-Anerkennung der rot-chinesischen Regie-
rung und die Hoffnung, das Ergebnis des chinesischen Bürgerkrieges ins 
Gegenteil verkehrt zu sehen, den Angelpunkt amerikanischer Politik in 
Asien bilden, würde ein Vertrag, der die Anerkennung Pekings zur Vor-
aussetzung hat, für Amerika unannehmbar sein.

Die Meinungsverschiedenheiten zwischen England und Amerika über 
ihre Haltung gegenüber dem Kommunismus in internationalen Angele-



genheiten ruhen mehr unter der Oberfläche und bildeten, so weit ich 
weiß, niemals den Gegenstand diplomatischer Aussprachen. Trotzdem 
sind sie ein Element der Trennung zwischen England und Amerika und 
nicht (wie Mr. Hudson annimmt) ein bindendes Element, und die Tat-
sache, daß sie so schwer definierbar und in klar verständliche Ausdrücke 
zu fassen sind, machen sie für die zwischen den beiden Mächten bestehen-
de Freundschaft besonders gefährlich.

Natürlich lehnt England nicht weniger als Amerika den Kommunis-
mus (oder die Form des Sozialismus, die in Rußland besteht und die 
allgemein unter dieser Bezeichnung läuft) als politische und wirtschaft- 
liehe Richtlinie zur Regelung seiner eigenen Angelegenheiten ab. Eng-
land ist wie Amerika der Ansicht, daß kommunistische Parteien in ande-
ren Ländern oft als Werkzeuge zur Ausbreitung der russischen Macht 
gebraucht werden und deshalb sorgfältig beobachtet werden müssen. 
Aber im Gegensatz zu Amerika ist England nicht der Meinung, daß die 
ganzen gegenwärtigen internationalen Beziehungen durch den ideologi-
schen Kampf zwischen Kommunismus und Anti-Kommunismus beherrscht 
werden, und es kann deshalb den Versuch, das russische Vordringen ein-
zudämmen, nicht zum alles beherrschenden Grundsatz seiner Außen-
politik machen. Noch weniger kann England den Umsturz auswärtiger 
Regierungen, seien sie kommunistisch oder nicht, als legitimes außen-
politisches Ziel irgendeines Landes anerkennen. Die in den letzten Jahren 
mit Rußland entstandenen internationalen Spannungen sind nach eng-
lischer Ansicht nicht auf die Tatsache zurückzuführen, daß Rußland 
kommunistisch ist und daß Rußland die Ausbreitung des Kommunismus 
im Auslande begünstigte, sondern nur auf bestimmte politische Bestre-
bungen Rußlands, die drohten oder noch drohen — was sich noch nicht 
sicher sagen läßt — die sowjetische Herrschaft auf dem Gebiete Europas 
und des Mittleren Ostens auszudehnen. Es ist englisches Lebensinteresse, 
diese Gebiete frei von der Herrschaft anderer Mächte zu wissen. England 
hat das größte Interesse daran, daß Rußland die Bereitwilligkeit erken-
nen läßt, diese politischen Bestrebungen aufzugeben. Wenn sich die 
Möglichkeit einer friedlichen Regelung mit Rußland in Europa abzeich-
nen sollte, besteht nach englischer Ansicht kein Grund mehr, den .Kalten 
Krieg nur deshalb zu verewigen, weil Rußland kommunistisch ist oder 
enge Beziehungen mit ausländischen kommunistischen Parteien unterhält. 
Außerdem ist England überzeugt davon, daß in den Ländern, wo kommu-
nistische Regierungen außerhalb Rußlands an der Macht sind, der natür-
liche und unausweichliche Druck der nationalen Interessen dauernd im 
Kampf liegt mit dem russischen Glauben, daß die Interessen aller kom-
munistischer Regierungen automatisch identisch sind, und daß objektive 
und rein geschäftsmäßige Beziehungen mit ihnen der beste Weg sind, 
diesem Drucke nachzuhelfen.

Für die amerikanische offizielle Meinung sind dies alles nicht diskutier-
bare Ansichten. Im Gegensatz zu England stimmt Amerika voll und ganz 
mit Lenins Ansicht überein, daß ein Zusammenstoß zwischen kommuni-
stischen und kapitalistischen Staaten unvermeidlich ist. Im Gegensatz zu 
England hält es den ideologischen Antagonismus zwischen kommunisti-
schen und nicht-kommunistischen Staaten und zwischen kommunistischen 
und nicht-kommunistischen Parteien für den bestimmenden Faktor in 
der gegenwärtigen Weltpolitik, dem alles andere untergeordnet werden 
muß. Im Gegensatz zu England hält es jeden Kompromiß mit kommunisti-
schen Staaten für eine .Politik der Beschwichtigung' und hält den Versuch, 
kommunistische Regierungen auf jede Weise, ausgenommen Krieg, zu 
stürzen für richtig und für eine Pflicht.

Diese Unterschiede in der englischen und amerikanischen Haltung 
gegenüber dem Kommunismus waren so lang unbedeutend, als es sich 
darum handelte, sich dem aktiven russischen Druck und den Ausbrei-
tungsversuchen zu widersetzen. Über diese Notwendigkeit waren sich 
England und Amerika einig. Aber die Unterschiede machen sich geltend, 
wenn der aktive russische Druck verschwindet; über die Frage, ob eine 
mögliche ,auf Tatsachen beruhende' Friedensregelung anzunehmen oder 
zu verwerfen ist, und ob ein Gegendruck und eine politische Gegen- 
Aggression ausgeübt werden sollen oder nicht, bestehen zwischen Eng-
land und Amerika tiefgehende, wenn auch unausgesprochene Unstimmig-
keiten.

Trotz all dieser Schwierigkeiten und Unvollkommenheiten ist es rich-
tig — und hier stimme ich ganz mit Mr. Hudson überein — daß die Auf-

rechterhaltung guter Beziehungen mit Amerika und die Vermeidung 
eines offenen politischen Konfliktes ein englisches Anliegen erster Ord-
nung sind. Es bleibt jedoch fraglich, ob es das wichtigste und alles 
andere überschattende Anliegen Englands ist. Mr. Hudson scheint dies 
zu bejahen, wenn er darlegt, daß England davon Abstand nehmen sollte, 
einen Druck auf Amerika auszuüben und gegen die USA gerichtete 
diplomatische Kombinationen unter Einschluß der kommunistischen 
Staaten zu bilden, wenn es Amerika nicht in inoffiziellen Aussprachen 
überzeugen könnte.

Über diese Ansicht ließe sich reden, besonders wenn man, wie viele, 
annimmt, daß es Rußlands einziges Bestreben ist, England von Amerika 
mit der Absicht zu trennen, danach die unterbrochene Offensive gegen 
Westeuropa und den Mittleren Osten wieder aufzunehmen. Aber auch 
für die gegenteilige Ansicht lassen sich Argumente anführen. Es sind 
drei, die nachfolgend in ganz allgemeiner und abstrakter Form dargelegt 
werden sollen.

Erstens: England würde jede Überzeugungskraft in inoffiziellen eng-
lisch-amerikanischen Aussprachen verlieren, wenn die Ansicht zur eng- 
liehen Doktrin erhoben würde, daß England auch dann noch der ameri-
kanischen politischen Linie folgen müsse, anstatt sich Amerika gemein-
sam mit anderen Ländern öffentlich zu widersetzen, wenn es in inoffiziel-
len Aussprachen mit Amerika zu keiner Übereinstimmung kommt. Eng-
lands Stimme wird bei Verhandlungen mit Amerika nicht ins Gewicht 
fallen, wenn Amerika von vornherein weiß, daß England verpflichtet ist, 
ihm letzten Endes überall hin zu folgen und daß es überhaupt kein 
Risiko eingeht, wenn es inoffizielle englische Wünsche oder Begründungen 
mißachtet.

Zweitens: Es gibt nicht viele denkbare diplomatische Kombinationen, 
mit denen England hoffen könnte, Amerika im Falle einer wirklich ernst-
haften und unüberbrückbaren Unstimmigkeit zu beeinflussen, wenn die 
kommunistischen Staaten von vornherein ein für allemal aus diesen Kom-
binationen ausgeschlossen sind. Es stimmt, daß durch das Wiedererstar-
ken Deutschlands und Japans und die Konsolidierung Indiens die Idee von 
der .Dritten Kraft' nicht länger mehr ganz so hoffnungslos utopisch ist, 
wie sie es noch Ende der 4Oiger Jahre war; zweifellos schwächte die Ver-
nachlässigung direkter englischer Beziehungen mit Japan und in geringe-
rem Grade auch der Beziehungen mit Deutschland die gegenwärtige all-
gemeine englische Diplomatie in bedauerlicher Weise, was hätte vermie-
den werden können. Aber selbst eine Kombination England, Westeuropa, 
Japan und Indien würde äußerst verwundbar sein, wenn sie versuchte, zu 
einer Trennung von Amerika zu kommen und sich ihm zu widersetzen, 
während die Beziehungen mit Rußland und China unvermindert feindlich 
blieben. Es würde äußerst gefährlich sein, eine offene Trennung der eng-
lischen Politik von Amerika ins Auge zu fassen, wenn dies nicht gleich-
zeitig von einem mindestens schweigenden Einverständnis seitens der 
kommunistischen Mächte über das fragliche Problem begleitet wäre. Und 
nur die bekannte englische Geschicklichkeit und Eignung, solch ein Ein-
verständnis herbeizuführen, wenn alles andere fehlschlägt, kann Amerika 
veranlassen sich zu besinnen, bevor es eine Politik verfolgt, die mit 
den englischen Lebensinteressen in Widerspruch steht.

Drittens: Es ist klar, daß solch eine politische Linie nur ins Auge gefaßt 
werden kann, wenn es sich bei der Unstimmigkeit mit Amerika um eine 
Frage von äußerster Wichtigkeit handelt. Man könnte tatsächlich so weit 
gehen und sagen, daß dies nur gerechtfertigt wäre, wenn es sich schließ-
lich um eine Frage von Krieg oder Frieden handelt. In solch einem Falle 
jedoch finde ich es unbillig zu behaupten, daß das englische Interesse 
an guten Beziehungen mit Amerika an die Stelle der englischen Friedens-
interessen treten müßte, und daß England eher Amerika in einen Krieg 
folgen sollte, den es für vermeidbar und ungerechtfertigt hält, als sich 
mit den kommunistischen Mächten zu verbinden, um Amerika von einem 
Wege abzubringen, der zum Kriege führt.

All dies sind ganz abstrakte Überlegungen. Aber sie stehen doch in 
gewissem Zusammenhang mit der heutigen konkreten Situation. Ich 
kann mir nicht helfen, aber ich habe die Empfindung, daß Mr. Hudson 
während seines ganzen Artikels so über 1953 schreibt als wäre es 1948. 
Zu jener Zeit befanden sich Rußland und der Kommunismus ganz klar 
auf internationalem Felde in der Offensive und gefährdeten den Frieden; 



heute haben diese Rolle eher Amerika und der Anti-Kommunismus über-
nommen, während sich die Unruhestifter von vor fünf Jahren, zeitweilig 
wenigstens, ruhig verhalten. Mr. Hudsons Artikel scheint mir ein Symp-
tom für jene Schwierigkeiten zu sein, welche viele haben, sich diese 
wichtige Veränderung zu vergegenwärtigen und sich ihr anzupassen.

Die englische Politik machte schon instinktiv und weitgehend unaus-
gesprochen einige Reflexbewegungen; man kann wohl behaupten, daß 
sich unter der Oberfläche eine stillschweigende Übereinstimmung der 
Interessen zwischen England und den kommunistischen Mächten sowohl 
in Europa als auch in Asien eingestellt hat, ohne daß sich jemand bewußt 
darum sehr bemühte.

Heute suchen Beide, England und Rußland, unabhängig von einander 
in Europa nach Möglichkeiten aus der Sackgasse heraus zu einem geregel-
ten Frieden zu kommen, während Amerika versucht, dies zu verhindern; 
in Asien aber ist Amerika auf dem besten Wege, einen unsicheren Waffen-
stillstand in einen neuen ausgedehnten Krieg zu verkehren, während 
England, ebenso wie Rußland und China unabhängig von einander ver-
suchen, dies zu vermeiden. Auf beiden Kontinenten hat England andere 
Interessen als-Amerika und handelt unversehens in Übereinstimmung mit 
Rußland über die wichtigste Frage, den Frieden. Dies erledigt auch bei-
läufig Mr. Hudsons Behauptung, daß Englands Europapolitik unvereinbar 
mit seiner Asienpolitik ist.

Es kann gesagt werden, daß dies wenig damit zu tun hat, daß England 
die Teilnahme Indiens an der koreanischen Friedenskonferenz unterstützt. 
Betrachten wir die Zusammenhänge einmal näher.

Mr. Hudson hat mit großem Scharfsinn dargelegt, daß hinter Englands 
Beharren auf der Teilnahme Indiens an der Friedenskonferenz ein Kom-
plott steht, Amerika in eine Lage hineinzumanövrieren, in der es zu 
wählen hätte zwischen der Zulassung der Peking-Regierung, Chinas Sitz 
in den Vereinten Nationen einzunehmen, und einer vollkommenen diplo-
matischen Isolierung. Ich weiß nicht, ob er nicht die machiavellistische 
Staatskunst des Foreign Office überschätzt. Mißt man jedoch mit Mr. 
Hudsons eigenen Maßen, so könnte man ebenso gut behaupten, daß hin-
ter Amerikas Beharren auf einer ,across the table'-Konferenz, an der nur 
die kriegführenden Mächte teilnehmen (gekoppelt mit der amerikanischen 
Allianz mit Rhee, mit Rhees Drohung, die Feindseligkeiten nach einem 
Fehlschlag der Konferenz innerhalb 90 Tagen wieder aufzunehmen, mit 
Amerikas Drohung, die Konferenz nach 90 Tagen zu verlassen, und mit 
der von Amerika angeregten 16-Nationen-Erklärung, daß aller Wahr-
scheinlichkeit nach ein Wiederaufleben der Feindseligkeiten nicht auf 
Korea begrenzt sein würde) ein Komplott steht, in Asien einen umfas-
senden Krieg ins Werk zu setzen, der aller Wahrscheinlichkeit nach zu 
einem dritten Weltkrieg führen würde.

Ich persönlich gestehe dem State Department ebensowenig wie dem 
Foreign Office die Fähigkeit zu diesen Bismarck’schen Gaben zu, genau 
berechnete Komplotte und Intrigen zu schmieden, was für diese Art des 
Vorgehens notwendig wäre. Ich hege jedoch die Befürchtung, daß die 
gegenwärtige amerikanische Politik in Asien die Tendenz hat, einen 

Krieg als gegebene Folge anzusehen, und daß Amerika nicht in der Lage 
und vielleicht auch nur widerwillig bereit ist, seine Politik bei einer 
Krise zu überprüfen. Selbst wenn man unterstellt, daß die amerikanische 
Regierung aufrichtig entschlossen ist, Herr der Lage zu bleiben, so behält 
doch die Angelegenheit weiterhin ihren explosiven Charakter. Rhee 
prunkt mit seinen kriegerischen Absichten in einer fast komischen Offen-
heit, wie vor ihm noch kein Staatsmann seit Menschengedenken. 
Es besteht nicht der geringste Grund, seinen ernsthaften Willen zu einer 
Aggression zu bezweifeln. Amerika hat sich selbst durch ein mit ihm 
im vollem Bewußtsein dieser Tatsache geschlossenes Bündnis in eine Lage 
gebracht, wo es für es schwer sein dürfte, ihm die Unterstützung zu ver-
sagen, wenn er seine Worte in Taten umwandelt. Für Rhee ist ein Fehl- 
schlag der koreanischen Friedenskonferenz innerhalb 90 Tage der 
casus belli; und ein Erfolg innerhalb 90 Tage, der in jedem Falle unwahr-
scheinlich ist, wird nach menschlichem Ermessen unmöglich sein, wenn 
die Konferenz in der Weise abgehalten wird, auf der Amerika besteht. 
Hinter all dem steht die öffentliche Meinung Amerikas, die, obgleich sie 
sicher bewußt keinen Krieg wünscht, jeden wahren Schritt zum Frieden 
hin für eine .Politik der Beschwichtigung' hält, und die sich gewisser-
maßen durch den koreanischen Waffenstillstand beschämt fühlt. Sie 
weigert sich, die chinesische Regierung anzuerkennen, und billigt das 
Bündnis mit Rhee und General Chiang Kei-Shek, den einzigen beiden 
Staatsmännern heute auf der Welt, die ein starkes und zugegebenes Inter-
esse an einem Kriege haben und deren Ziele tatsächlich nur durch einen 
Krieg zu erreichen sind. Es ist eine Lage, in der die englische Meinung 
mit vollem Recht alarmiert ist.

Da England in inoffiziellen Gesprächen erfolglos versuchte Amerika zu 
überreden, den eingeschlagenen politischen Weg zu verlassen, stellt sich 
die Frage, ob öffentliche Maßnahmen hinausgeschoben werden sollen, bis 
die Krise da ist. Zugegebenermaßen würde dies eine größere Schock-
wirkung haben und eine leidenschaftlichere Unterstützung durch die 
öffentliche Meinung im Lande in Westeuropa und im Commonwealth 
finden. Andererseits würden die Maßnahmen, die dann aller Wahrschein-
lichkeit notwendig wären, die englisch-amerikanischen Beziehungen auf 
lange Zeit hinaus tatsächlich schwer belasten. Amerika sollte rechtzeitig 
und mit genügender Diskretion gewarnt werden. Die englische Regierung 
tat dies, in dem sie zu erkennen gab, die gegenwärtige amerikanische 
Politik in Asien sei so gefährlich, daß ein offener diplomatischer Bruch 
und selbst eine gemeinsame Stimmabgabe von England und Rußland gegen 
Amerika in den Vereinten Nationen notwendig sein könnten. Um dies 
zu beweisen, wählte sie solch einen scheinbar geringfügigen, esoterischen 
und der allgemeinen Öffentlichkeit bedeutungslos erscheinenden Anlaß, 
wie die Teilnahme Indiens an der koreanischen Friedenskonferenz.

Es läßt sich im Augenblick gar nichts sagen, ob das State Department 
diesen Wink verstanden hat. Wenn nicht, werden die nun folgenden 
schärferen Dispute den Zusammenstoß über Indiens Zulassung rück-
blickend unerheblich und unbedeutend erscheinen lassen. Wenn doch, 
hat das englische Verhalten seinen Zweck erfüllt und muß als eine große 
diplomatische Leistung betrachtet werden.
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LAWRENCE FERNSWORTH

Spanien in der westlichen Verteidigung

Wir entnehmen mit Genehmigung des Verlages der amerikanischen Zeitschrift „FOREIGN 
AFFAIRS“ (Juli 1953) den folgenden Artikel von Lawrence Fernsworth.

Am 26. 9. 1953 wurde in Madrid der spanisch-noramerikanische Beistandspakt geschlossen.
Der Artikel ist vor Abschluß des Vertrages erschienen.

Niemand bezweifelt, daß Spanien zum Westen 
gehört, jedoch nur wenige sind sich darüber im 
klaren, welche Rolle es im Rahmen der west-
lichen Verteidigung spielen kann. Der spani-
sche Staatschef, Francisco FRANCO, und der 
portugiesische Premierminister Dr. Antonio de 
OLIVEIRA SALAZAR, veröffentlichten am 
15. April 1952 eine gemeinsame Erklärung, in 
der sie darauf hinwiesen, daß die iberische Halb-
insel einen einzigen und unteilbaren strategi-
schen Block darstelle und dies daher „ade- 
quate Maßnahmen erfordere, um eine Politik 
für die Verteidigung beider Länder innerhalb 
des allgemeinen Aufbaus der westlichen Ver-
teidigung durchzuführen.“ Zum gleichen Zeit-
punkt, als diese beiden Persönlichkeiten ihre 
Konferenz nahe der portugiesischen Grenze ab-
hielten, begannen Militär- und Wirtschafts-
experten der Vereinigten Staaten und Spaniens 
in Madrid Besprechungen mit dem Ziel, Spanien 
in das Schema der westlichen Verteidigung ein-
zubeziehen. Diese Besprechungen wurden nach 
der Ankunft des neuernannten amerikanischen 
Botschafters, James C. DUNN, im April 195 3 
wiederaufgenommen. Ähnliche Besprechungen 
mit Portugal waren unnötig, da dieses Land Mit-
glied des Nordatlantikpakts ist.

Der geologische Zufall, der Portugal von der 
spanischen Hochebene trennt, sowie weitere 
geographische und historische Tatsachen haben 
Portugals politische Trennung von Spanien ver-
ankert. Die Anerkennung der strategischen Ein-
heit der beiden Länder ist nichtsdestoweniger 
für die militärischen Planer von größter Bedeu-
tung. Spanien stellt in strategischer Hinsicht 
eine Schanze, eine Festung auf dem europäischen 
Kriegsschauplatz dar, wobei mit der letzten 
Bezeichnung der Teil Europas und des Atlantiks 
gemeint ist, der westlich einer gedachten Linie 
von der skandinavischen Halbinsel bis zum per-
sischen Golf liegt- Innerhalb dieses größeren 
Kriegsschauplatzes wird Spanien als ein uner-
läßliches Bollwerk im Operationsgebiet des Mit-

telmeeres und als eine Brücke zwischen Nord-
afrika und der europäischen Halbinsel angese-
hen. Hannibal Benutzte Spanien zwar als Brücke 
für seinen Angriff auf Rom, in Wirklichkeit hat 
es aber auf Grund der natürlichen Hindernisse 
zwischen ihm und dem übrigen Europa selten 
als Brücke gedient. Die vergrößerte Reichweite 
und Wirksamkeit von See- und besonders von 
Luftstreitkräften, für die schwer passierbare Ge-
birge heutzutage kein schwieriges Hindernis 
mehr sind, haben der Stellung Spaniens eine 
neue Bedeutung verliehen.

Jemand, der mit Spanien vertraut ist, kann 
wohl verstehen, warum dieses Land der Schlös- 
ser in den Augen der militärischen Planer eine 
ausgedehnte Festung ist. Es ist von massigen 
Gebirgswänden und dem Meer umgeben. Seine 
Gebirgsketten fallen zur Küste ab, wobei sie 
nur schmale Landstreifen zwischen sich und dem 
Wasser lassen. Sein Inneres wird von Gebirgs-
zügen mit tiefen Tälern kreuz und quer durch-
zogen. Das Zentralgebiet besteht aus einer ber-
gigen Hochebene, die zweidrittel des Landes 
einnimmt. Die Durchschnittshöhe der „meseta“ 
vom Fuße der Berge aus beträgt 600 Meter. Die 
Durchgangsstraßen und Eisenbahnlinien steigen 
und winden sich an den steilen Abhängen dieser 
Berge wie die Pfade der einheimischen Gemsen 
oder wilden Ziegen. Dies sind die geographi-
schen Gegebenheiten, die die Festung Spanien 
aus den europäischen Kriegen herausgehalten 
haben, außer, wenn Armeen durch Elemente 
innerhalb der Festung selbst zum Einmarsch 
aufgefordert wurden.

So wurde Spanien auch durch seine Lage zu 
einem zentralen Faktor in dem seit über 250 
Jahre währenden Kampf um die Macht im Mit-
telmeerraum. Die spanischen Erbfolgekriege 
(1701—1713) wurden wegen des Problems aus-
getragen, ob die zukünftigen Könige Spaniens 
Habsburger oder Bourbonen sein sollten. Ob-
wohl die Bourbonen, Mitglieder der herrschen-

den Familie von Frankreich, auf dem Throne 
saßen, annullierte England dieses französische 
Vorrecht durch die Besetzung Gibraltars (1702) 
und der Insel Menorca mit seinem bezaubernden 
landumgebenen Tiefwasserhafen (1708)- Da-
durch machte England einen gewaltigen Fort-
schritt in seinen Bestrebungen, den Mittelmeer-
raum zu beherrschen. Der Vertrag von Utrecht 
(1713) sah vor, daß Spanien niemals eine po-
litische — und daher auch keine militärische — 
Union mit Frankreich bilden sollte.

Während der Napoleonischen Kriege macht 
Spanien den fatalen Fehler, einer der Satelliten 
Napoleons zu werden. Es wurde gezwungen, das 
Territorium von Louisana an Frankreich abzu-
treten (1800) und seine südamerikanischen Kolo-
nien begannen ihm zu entgleiten. Nelson brach 
bei Trafalgar (1805) die vereinigte Seemacht 
Spaniens und Frankreichs, während Wellington 
den spanischen Volksarmeen half, die Franzosen 
aus dem Lande zu treiben- Spanien ist seitdem 
keine bedeutende See- oder Militärmacht mehr 
gewesen. Der Besitz von Malta stärkte die Po-
sition Englands im Mittelmeer so sehr, daß es 
im Frieden von Amiens im Jahre 1802 Menorca 
an Spanien übergab.

Die Napoleonischen Kriege hatten daher die 
zweifache Auswirkung, daß nämlich Spanien 
einmal von seinen politischen Verwicklungen 
mit Frankreich freigemacht und außerdem in 
die Rolle einer neutralen Macht in europäischen 
Konflikten versetzt wurde. In dieser Rolle blieb 
es jedoch weiterhin ein bedeutender Faktor im 
politischen Gleichgewicht des Mittelmeerraums. 
Seine Neutralität während des ersten Weltkrie-
ges war für die alliierten Mächte von äußerster 
Bedeutung, weil dadurch verhindert wurde, daß 
der gesamte Mittelmeerraum zum Kriegsschau-
platz wurde. Die Intervention der Axenmächte 
auf der Seite des Generals Franco im letzten 
Bürgerkrieg war ein weiterer Versuch, dieses 
Gleichgewicht zu stören. Der republikanische 



Präsident Don Manuel Azana wies zu damaliger 
Zeit in einer Rede an seine Minister mit den 
Worten daraufhin: „Es ist ihnen gelungen, die 
beiden Westmächte, England und Frankreich, die 
stets an der Wahrung des Gleichgewichts inter-
essiert waren, gerade in dieser Sphäre, in der sich 
Spanien jahrzehntelang befunden hatte, matt-
zusetzen.“ Sowjetrußland griff ebenfalls in die 
Auseinandersetzung ein, um das traditionelle 
Gleichgewicht im Mittelmeerraum zu sprengen.

Im zweiten Weltkrieg versuchten die Axen- 
mächte Spanien zu einer Operationsbasis zu 
machen und so Frankreich und seine Alliierten 
in einer Falle zwischen Rhein und Pyrenäen zu 
fangen; ihr Plan mißlang jedoch.

Welche grundsätzlichen Faktoren tragen nun 
dazu bei, Spaniens gegenwärtigen Platz in der 
Strategie der westlichen Verteidigung zu be-
stimmen? In welchem Ausmaß sind sein Gebiet 
und seine Hilfsquellen „eine Bastion der Ver-
teidigung, ein lebenswichtiges Verbindungs-
glied eines freien und friedlichen Europas", wie 
der Befehlshaber der sechsten amerikanischen 
Flotte, Vizeadmiral John H. Cassady, während 
eines Höflichkeitsbesuchs der sechsten US-Flotte 
in Spanien im Januar 1953 sagte? Bei jedem 
Versuch, diese Frage zu beantworten, muß die 
Rolle Spaniens als verbindendes Glied zwischen 
dem europäischen Kontinent und Nordafrika in 
Rechnung gezogen werden; ferner die vermut-
liche Stärke und Wirksamkeit der spanischen 
Landstreitkräfte; die Stärke der Pyrenäen als 
eine Verteidigungsbarriere; und die Stärke und 
Schwäche seiner Verbindungslinien, der beste-
henden und geplanten Flugbasen und der Häfen.

II

Historisch gesehen verlief der militärische 
Verkehr zwischen Nordafrika und Spanien über 
den Mittelmeerseeweg fast nur in einer Rich-
tung; und fast immer haben die Eindringlinge 
angchalten, bevor sie Spanien erreichten. Die 
spanische Halbinsel wurde nicht Wie Großbri-
tannien als ein Damm für den Übergang zu an-
deren Teilen des Kontinents oder der davor-
lagernden Insel benutzt. Spanien scheint mehr 
eine Sackgasse für wandernde Völker aus Europa 
und Eindringlinge aus Afrika als eine Brücke 
zwischen den beiden Kontinenten gewesen zu 
sein. Ein Hauptgrund hierfür liegt in den beson-
deren geographischen Gegebenheiten Spaniens; 
Seine zentrale Hochebene, die vielfältigen Berg-
ketten und die Barriere der Pyrenäen. Das 
Land verfügt über keine natürlichen Wege 
oder Verkehrsmöglichkeiten, weder zwischen 
dem Mittelmeer und dem Atlantik, noch zwi-
schen Nordafrika und dem europäischen Konti-
nent. Seine Hauptflüsse fließen entweder zurück 
in das Mittelmeer oder nach Süden und Westen 
in der Europa 'entgegengesetzten Richtung.

Die ersten Einwanderungen nach Spanien ka-
men zweifellos aus Afrika, vielleicht über eine 
Landbrücke, die bestand, bevor der Atlantik 
durchbrach zum Mittelmeersee und die Straße 
von Gibraltar bildete. Die frühen karthagischen 

und späteren arabischen Berberinvasionen ka-
men ebenfalls aus Afrika. Zu Zeiten des Bür-
gerkrieges brachen die Axenmächte von Nord-
afrika herein. Weitreichende Luftstreitkräfte 
haben jedoch die Situation grundlegend geän-
dert. Obwohl Spanien in Bezug auf die Land-
verbindungen vielleicht noch die alte Saokgasse 
ist und vielleicht auch weiterhin bleiben wird, 
so ist die Halbinsel jedoch in Bezug auf den 
Luftverkehr wenn nicht direkt eine Brücke, so 
doch zumindest zu einer wichtigen Station zwi-
schen den beiden Kontinenten geworden. Und 
sie bietet auch die Möglichkeiten, um als be-
helfsmäßige Absprungbasis für weitreichende 
Luftoperationen zu dienen.

Als „Vorposten“ Europas bietet Spanien den 
militärischen Strategen auch die Aussicht, in 
einer Notlage ein europäisches Bollwerk gegen 
eine Invasion aus dem Osten zu bilden und als 
ein Evakuierungszentrum für alliierte Streit-
kräfte und zum Rückzug gezwungene Zivil-
bevölkerung zu dienen. Alle Pläne für die 
Verwendung der Halbinsel im Falle, daß die 
Russen einen überragenden Sieg in einem Zug 
durch Deutschland und Frankreich erringen 
würden, werden natürlich von den Franzosen 
und Deutschen als „Defätismus“ bezeichnet. 
Die beiden Länder sind nämlich über alle 
Vorschläge aufgebracht, daß in den west-
lichen Verteidigungsberechnungen auch von 
einer Kriegstheorie die Rede sein könnte, bei 
der die westeuropäischen Länder einer russi-
schen Besetzung preisgegeben werden. Es bleibt 
jedoch die Tatsache bestehen, daß, falls der 
Feind die Pyrenäen erreichen sollte, Europas 
letzte Stellung nur an den Pyrenäen bezogen 
werden könnte. Die nächste Linie für die Ver-
teidigung oder den Gegenangriff würde in 
Nordafrika liegen. -

III

Welche Hilfe könnten spanische Landstreit-
kräfte leisten? Die spanischen Soldaten würden 
sich in ihrer Heimat gut bewähren. Sie zeichnen 
sich besonders als Guerillakämpfer aus, und sie 
kennen die Struktur ihres Heimatlandes, wie 
es niemals ein Fremder kann. In dem äußersten 
Fall einer Invasion würde ihre natürliche Tak-
tik darin bestehen, den GEGNER zur Erschöp-
fung zu bringen, so wie sie es taten, als Napo-
leons Armeen Spanien überrannten. Sie würden 
wohl in der Lage sein, hinhaltend zu kämpfen, 
so daß die europäischen Armeen Zeit hätten, 
die Frontlinien neu zu ordnen. Es darf nicht 
vergessen werden, daß Spanien über einen star-
ken Kader an Berufssoldaten — die Fremden-
legion und die Berbereinheiten — in Spanisch- 
Marokko und einigen kleineren nordafrikani-
schen Kolonien verfügt. Kurz gesagt, zur Ver-
teidigung der Pyrenäen oder bei einer möglichen 
Ausweitung eines Krieges auf die Halbinsel 
würden die Streitkräfte Spaniens eine willkom-
mene Verstärkung darstellen.

Ob die spanische Armee jedoch zum Einsatz 
als Expeditionsstreitkräfte geeignet wäre, ist 

eine andere Frage. Der Spanier ist ein leiden-
schaftlicher, hartnäckiger Kämpfer, wenn es um 
die Verteidigung seiner Heimat, seiner Pueblos 
und seiner besonderen Anschauung von Dingen 
geht, um die es sich zu kämpfen lohnt. Er hat 
jedoch einen angeborenen Widerwillen gegen 
Kriege im Ausland. So paradox wie es scheinen 
mag, der Mensch, der unter außergewöhnlichen 
Umständen ein solch hervorragender Kämpfer 
sein kann, ist grundsätzlich ein Mensch des Frie-
dens und der Behaglichkeit. Nichts ist ihm lie-
ber, als in Ruhe in seinem Dorf oder in seiner 
Stadt zu leben. Dies ist immer so gewesen. 
Selbst im 16. Jahrhundert unter Karl V- und 
Philip II., die ihre Kriege nach Flandern und 
Holland trugen, kämpfte der Spanier mit Wider-
willen und wurde schließlich besie-gt. Dieser 
Umschwung vom Krieg auf fremder Erde wurde 
von einem der besten Soldaten seiner Zeit, der 
auch einer der berühmtesten Balladensänger war, 
Garcilaso de la Vega, zum Ausdruck gebracht: 
(Er fiel im Alter von 31 Jahren in der Pro-
vence).

Und jeder von uns hat den Krieg empfunden, 

Krieg und immer wieder Krieg und Exil, Hun-
ger und Furcht, 

und jeder von uns ist es bis zum Äußersten 
überdrüssig 

sein eigenes Blut an einer Lanze entlang 
fließen zu sehen

und am Leben zu bleiben, weil diese ihr Ziel 
verfehlte.

Und alles ist vorbei, seiest der Name

des Hauses, der Heimat und die Erinnerung.

Und was hat es für einen Zweck gehabt? ...

Die Heldentaten der Konquistadoren in der 
Neuen Welt trugen jedoch dazu bei, die her-
vorragenden Eigenschaften der spanischen Sol-
daten hervorzuheben, wenn ihre Herzen im 
Kampfe dabei sind. Hier bot sich dem einzelnen 
Soldaten die Möglichkeit, sowohl das große 
Abenteuer in Verbindung mit Ruhm und dem 
Erwerb von Reichtümern zu erleben, als auch 
seinen Anteil zum Werden der Größe Spaniens 
beizutragen. Einbildungskraft und Fhrgeiz wur-
den aufgerüttelt, so wie es niemals in den 
schmutzigen Kriegen des Kontinents der Fall 
sein konnte, die zum großen Teil mit gedun-
genen Söldnern geführt wurden. Die Scharen 
der Konquistadoren waren keine regulären Ar-
meen. Sie setzten sich in der Hauptsache aus 
dem Adel zusammen; die Angehörigen jeder 
Gruppe dienten niemandem anders als ihrem 
Führer unter dem König. Als aber ein Versuch 
unternommen wurde, im ersten Viertel des 19. 
Jahrhunderts wirkliche Expeditionsstreitkräfte 
auszuschicken, um die aufständischen südameri-
kanischen Kolonien zu unterwerfen, so war dies 
ein völliger Fehlerfolg. Fast das Gleiche ereig-
nete sich in den Bemühungen, den Aufstand in 
Cuba niederzuschlagen und später im spanisch-
amerikanischen Krieg.



Die gescheiterte Marokko-Expedition im Jahre 
1921 ist noch frisch in der Erinnerung aller 
Spanier. „Anual" ist immer noch der Ausdruck 
ihrer Angst, in einen Krieg geschickt zu werden. 
Bei der marokkanischen Festung Anual wurden 
nämlich 15 000 Spanier von den Ryfkabylen nie-
dergemetzelt oder gefangengenommen; ein Teil 
der Gefangenen wurde gegen Lösegeld freige-
lassen und die restlichen starben in der Gefan-
genschaft. Dieses Unglück traf das Land schwer. 
Die Truppen weigerten sich einfach, sich zu 
neuen Expeditionen einzuschiffen, und der 
Geist der Rebellion, der das Land erfaßte, 
führte zu der Militärdiktatur Primo de Riveras 
im Jahre 1923. Während des Bürgerkrieges 
kämpften die Truppen auf beiden Seiten mit gro-
ßer Tapferkeit. Die im zweiten Weltkrieg an 
die Rußlandfront entsandte Blaue Division hat 
sich jedoch nicht auszeichnen können.

Seit mindestens 150 Jahren — das heißt seit 
Beginn des 19. Jahrhunderts — wurde der spa-
nische Soldat ständig in Kriege geschickt, bei 
denen es um Dinge ging, an die er glauben 
sollte, es aber oft nicht tat. Während des spa-
nischen Krieges 1808—1814 desertierte ein Re-
giment der Krone nach dem anderen und ging 
zu den Aufständischen über. Während des Ver-
fassungsaufstandes im Jahre 1820 schlossen sich 
die meisten Unteroffiziere und Mannschaften 
dem Oberst Rafael de Riego an. Nirgendwo 
anders als in Spanien könnte es zu einer Situa-
tion gekommen sein, wie im Carlistenkrieg der 
„Aufstand der Unteroffiziere“ in der Nacht des 
12. August 1836. Damals zwang ein Ausschuß 
der Unteroffiziere über die Köpfe der Offiziere 
hinweg das Königin-Regiment die Verfassung 
von Cadiz zu proklamieren. Die Befürchtungen 
und Hoffnungen der Mannschaften und Unter-
offiziere der spanischen Armee, die ausschließ-
lich vom Lande stammen müssen, in Rechnung 
gestellt werden, wenn man die vermutliche Lei-
stungsfähigkeit der spanischen Soldaten in Krie-
gen im Ausland einschätzen will.

Auf dem Papier hat Spanien eines der größten 
stehenden Heere Europas. Nach einigen spani-
schen Quellen soll es zwischen 3 50 000 und 
400 000 Mann stark sein; das erscheint jedoch 
übertrieben; wahrscheinlich beträgt die tatsäch-
liche Stärke rund 250 000 Mann oder 22 Divi-
sionen. Es ist aufgefallen, daß nicht mehr als drei 
Bataillone — also die normale Regimentsstärke 
— zu gleicher Zeit an den Manövern in den 
Pyrenäen unter dem gegenwärtigen Regime teil-
genommen haben. In Spanien besteht eine 18- 
monatige Dienstpflicht für die Armee. Der Ge-
neralstab behauptet zwei Millionen Mann mo-
bilisieren zu können, eine derartige Zahl könnte 
tatsächlich aber nie mobilisiert werden, ohne 
die Wirtschaft des Landes zu zerstören. Ein Flie-
geroffizier sagte am 18. Dezember 1952 im 
Cortes: „Die Armee könnte gegenwärtig nicht 
einmal den Minimalerfordernissen für die natio-
nale Sicherheit nachkommen“.

Die bestehende Armee ist schlecht bezahlt, 
unzureichend ausgebildet, schlecht bekleidet und 

ernährt, und es fehlt ihr jegliche moderne Aus-
rüstung. Alles was mit dem Ausdruck „Infra-
struktur" für die Unterhaltung einer Armee und 
die physiologische Vorbereitung eines Landes 
auf einen Krieg bezeichnet wird, fehlt. Der 
Wiederaufbau der Armee würde praktisch be-
deuten, von vorn anfangen zu müssen- Im Falle 
eines Krieges in Europa würde Spaniens Armee 
in der Heimat für Ordnung sorgen und im Falle 
einer Invasion den Heimatboden verteidigen 
können. Es würde unklug sein, mit mehr zu 
rechnen.

IV .

Im Verlauf der Geschichte stellen die Pyre-
näen — diese Hochgebirgskette, die die Halb-
insel so scharf vom restlichen Kontinent teilt 
— einen wirksamen Wall gegen Angreifer dar. 
Es ist wohl richtig, daß in vorrömischer Zeit die 
wandernden Kelten über hohe Pässe und durch 
schmale Hohlwege nach Spanien hereingekom-
men sind, wie auch viel später die barbarischen 
Sueven, Alanen, Vandalen und Hunnen die glei-
chen Wege benutzten. Aber kein römisches 
Expeditionsheer mit seinen Pferden, Karren und 
sonstiger beweglicher Ausrüstung konnte jemals 
diese Berge überqueren. Nach Jahrhunderten 
noch blieben mehrere Pässe reine Saumpfade, 
oft so steil wie Klippen, und an einigen Stellen 
gibt es noch nicht einmal Saumpfade. Nie wur-
den diese Wege befahren.

Im 8. Jahrhundert erkannte Karl der Große 
den Vorteil dieser gewaltigen Barrikaden als 
Schutzwall gegen den Einfall der Araber und 
Berber nach Frankreich, und er schuf mehrere 
Pufferstaaten, die sogenannte Spanische Mark, 
von der Andorra und die spanische Enklave 
Val d'Aran an der Grenze Frankreichs noch 
sichtbare Merkmale sind. Als Verteidigungs-
linie weisen die Pyrenäen jedoch den gleichen 
schwerwiegenden Mangel wie die Maginot- 
Linie auf — sie können in der Flanke umgangen 
werden: an beiden Seiten fallen ihre Kämme 
zum Meere ab. Die Römer kamen zuerst nach 
Spanien, nicht über die Pyrenäen, sondern auf 
dem Seewege von Marseille her; später aber 
fanden sie ihren Weg durch den als Col de Per- 
thus bekannten Durchgang, einem niedrigen 
Paß nahe dem Mittelmeer. Seit jenen Tagen ist 
der Perthus-Paß der bevorzugte Weg einfallen-
der Armeen gewesen, und er ist auch das Haupt-
tor für den Eisenbahn- und Straßenverkehr nach 
und von Spanien. Die einzige vorhandene Ver-
teidigung besteht aus einigen veralteten Bat-
terien auf tiefgelagerten Hügeln und einer mit-
telalterlichen Festung bei Figueras.

Am nördlichen Ende der Pyrenäen, wo das 
Gebirge gleichfalls zum Atlantik abfällt und 
dann südlich entlang der spanischen Küste ver-
läuft und die Cantabrischen Berge bildet, er-
reicht eine weitere Durchgangsstraße aus der 
Richtung Bayonne und Biarritz kommend Spa-
nien. Hier ist das Gelände ziemlich flach. An 
diesen nördlichen Ausläufern gibt es außerdem 
zwei zweitrangige Straßen, von denen eine 

durch den Paß von Roncesvalles (ca. 1000 m 
hoch) geht, der durch das Rolandslied berühmt 
wurde, der ritterlichen Ballade, die als Vorbild 
für Mißgeschicke von Spaniens eigenem fahren-
den Ritter, Don Quichote, diente. Während der 
Carlistenkriege, die 1834 begannen, spielte der 
Baskengeneral Tomas Zumalacrregui mit sei-
nen Gegnern einfach Versteck in den gebirgigen 
Labyrinthen, wobei er die Regierungsstreit-
kräfte zur Erschöpfung brachte und sie zum ge-
jagten Wild machte.

Die Kämpfe zwischen den französischen und 
spanischen Streitkräften in den Jahren 1793/94 
geben der heutigen Zeit noch eine weitere 
Lehre. Damals ergriffen die spanischen Revolu-
tionsstreitkräfte die Initiative, brachen in Frank-
reich ein und besetzten die französschen Ge-
birgsstädte auf dem Wege nach und in die Stadt 
Perpignan selbst. Der Durchbruch erfolgte durch 
den östlichen Paß der Pyrenäen. Ihr General, 
Antonio Ricardos, hatte nicht darauf geachtet, 
seine Nachschublinie zu sichern. Die französi-
schen Streitkräfte umgingen ihn durch einen we-
niger günstigen Paß und plünderten den spani-
schen Nachschub. Ende des Jahres zogen sich 
die Spanier in Auflösung nach Spanien zurück. 
Den Franzosen gelang es, den Ebro zu über-
queren und Madrid zu bedrohen.

Von Frankreich aus laufen fünf Einsenbahn-
linien auf Spanien zu. Auf den beiden Haupt-
linien, die durch die beiden Pässe an den Aus-
läufern der Pyrenäen bei Port Bou oberhalb 
des Mittelmeeres und bei Irun verlaufen, ver-
kehren die Durchgangszüge. Die spanischen 
Schienen sind breiter als die Normalspurweite 
des Kontinents, um in Kriegszeiten den Eisen-
bahnverkehr von außerhalb zu erschweren. 
Starke Truppenbewegungen nach Spanien müß-
ten mit ziemlicher Sicherheit über diese beiden 
Hauptlinien geleitet werden- Eine weitere wich-
tige Linie aber erreicht jetzt die spanische 
Grenze von Toulouse her. Auf ihr laufen durch-
gehende Wagen von Paris — eine der beiden 
französischen Linien, die sich bei La Tour de 
Carol vereinigen, und sie verbindet die spani-
sche Seite der Grenze durch eine elektrische Ne-
benbahn mit Puigcerda. Die weitere französi-
sche Linie, die an diesem Punkt endet, kommt 
von Perpignan. Von Prades her wird die elek-
trische Dampflinie zu einer elektrischen Berg-
bahn, die ihren an Naturschönheiten reichen 
Weg durch tiefe Schluchten, über hohe Pässe 
und über Brücken von schwindelnder Höhe 
nimmt, die von Bomben leicht ausgeschaltet 
werden könnten und für Truppenbewegungen 
von zweifelhaftem Wert wären.

Die spanische elektrische Linie, die den Pas-
sagier- und Frachtverkehr auf diesen Strecken 
übernimmt, windet sich in einer dreistündigen 
Fahrt durch die Vorhügel der Pyrenäen nach 
Barcelona. Es ist eine weitere an Naturschön-
heiten reiche Strecke, die für mittelstarken Ver-
kehr gebaut wurde, jedoch entsprechend aus-
gebaut für begrenzte militärische Zwecke ver-
wendbar wäre. Die fünfte Eisenbahnlinie ist 



eine ziemlich unsichere Angelegenheit: sie läuft 
von' der französischen Stadt Pau an den spani-
schen Grenzposten Canfranc, wo man über Jaca 
nach Spanien hinein gelangt.

Vom Standpunkt des Luftstrategen jedoch 
bilden die Pyrenäen keine Barriere, so wie es 
für Bewegungen von Erdtruppen der Fall ist. 
Die Bergspitzen sind nicht so hoch wie die Al-
penzüge; die meisten Berge sind zwischen 2 100 
und 2 700 m hoch; der höchste, Pico de Aneto, 
etwas östlich von der Mitte, hat 3 100 m. Das 
Problem würde darin bestehen, die Bewegungen 
der Landstreitkräfte mit Luftabwehrmaßnahmen 
zu koordinieren — es ist kein zu schwieriges 
militärisches Problem, aber natürlich eine für 
die Verteidigung notwendige Angelegenheit. Es 
ist keine Frage strategischer Kriegführung, die 
nur unmittelbar mit Spanien als Festung zusam- 
menhängt

V

Das Problem der Nachrichtenübermittlung 
und das Verkehrswesen, dem eine moderne Ar-
mee in Spanien gegenüberstehen würde, ist ge-
waltig. Ein Verkehrsnetz im Sinne der moder-
nen Kriegführung besteht fast überhaupt nicht. 
Die weitspurigen Eisenbahnen sind eingleisig, 
der Wagenpark ist veraltet, der Straßenunter-
grund ist verwahrlost, die großen Durchgangs-
straßen liegen vernachlässigt und die Telephon- 
und Telegraphenleitungen sind geflickt und un-
zuverlässig.

Während seiner sechsjährigen Diktatur ge-
lang es Primo de Rivera in Spanien ein verhält-
nismäßig gutes Straßensystem zu schaffen. Aber 
selbst wenn sie nicht schlecht behandelt und un-
zureichend ausgebessert wurden, so könnten sie 
niemals das Gewicht von Panzerfahrzeugen und 
motorisierten Armeen der modernen Kriegfüh-
rung oder auch nur des Nachschubs aushalten. 
Abgesehen davon wurden sie nicht so angelegt, 
um möglichst schnell von einem Teil des Lan-
des zu einem anderen zu gelangen. Viele gehen 
von Stadt zu Stadt und von Pueblo zu Pueblo. 
Sie folgen den Windungen der Täler und Flüsse 
oder der Gebirgsabhänge; andere Straßen füh-
ren den Reisenden erst meilenweit entgegenge-
setzt der Richtung, die er eigentlich einschlagen 
will. Die beste Straße von Barcelona nach Ma-
drid geht südlich der Küste entlang nach Valen-
cia und dann nach Norden. Im allgemeinen lau-
fen die Straßen aus den verschiedenen Gegenden 
bei Madrid, in der Mitte des zentralen Hochpla-
teaus, zusammen. Die Eisenbahnstrecken sind in 
der gleichen Weise angelegt worden und verei-
nen sich bei Madrid wie die gekrümmten Spei-
chen eines Rades. Einige nehmen einen schlan-
gengleichen Verlauf um die Peripherie. Keine 
durchschneidet Spanien in graden Linien.

Das einstmals hervorragende Telephonnetz, 
das von der International Telephone Company, 
einer amerikanischen Tochterfirma vor über 
dreißig Jahren gebaut wurde, ist, seitdem es 
von der Regierung übernommen wurde, schlech-

ter geworden. Der Telegraphendienst ist eben-
falls unzuverlässig; in einigen Städten sind die 
Schalter nur einige Stunden am Tage auf und 
an manchen Tagen überhaupt nicht. Falls Spa-
nien auf Verteidigung vorbereitet werden sollte, 
müßte das gesamte Nachrichten- und Verkehrs-
system von Grund auf erneuert und verbessert 
werden. Eisenbahnlinien müßten erneuert und 
die Hauptlinien zweigleisig gebaut und neues 
Wagen- und sonstiges Material angeschafft wer-
den. Obwohl die Bevölkerungsziffer sich seit 
dem Bürgerkrieg um etwa fünf Millionen er-
höht hat, ist trotz der Bemühungen, die Kriegs-
schäden zu beheben, weniger rollendes Material 
als vorher vorhanden. Es gibt noch viele alter-
tümliche von Amerikanern gebaute Holzwagen, 
die von amerikanischen Linien vor Jahren aus-
rangiert wurden; die an einigen Wagen befestig-
ten Schilder zeigen, daß sie im Jahre 1891 in 
Oswego, im Staate New York, gebaut wurden. 
Die Kosten für den Wiederaufbau des spani-
schen Nachrichten- und Verkehrsnetzes ist mit 
einer Milliarde Dollar veranschlagt worden — 
eine Schätzung, die nicht übertrieben zu sein 
scheint.

Die Verwendbarkeit von Luftstützpunkten 
ist weitestgehend vom Nachrichtenwesen abhän-
gig. Sie würden in Spanien eine dreifache Auf-
gabe zu erfüllen haben; Die Unterstützung 
einer Armee, die die Pyrenäen verteidigt; als 
Sprungbrett für einen Angriff auf einen Feind 
auf der anderen Seite des Gebirges und, was 
das Wichtigste wäre, den Einsatz von Langstrek- 
kenbombern zu erleichtern. Ohne Nachrichten- 
und Verkehrswesen können die Nachschublager, 
Radarstationen, Warnsysteme, Kasernen und 
die gesamte komplizierte Maschinerie des Luft-
zeitalters nicht geschützt und versorgt werden, 
und eine Basis kann nicht funktionieren. Aber 
die Vorteile von Luftstützpunkten in Spanien 
nimmt die Aufmerksamkeit der militärischen 
Planungsstäbe in Anspruch, die einzelne „Ope-
rationsgebiete” als Teile größerer Gebiete an-
sehen- Daher gehört Spanien zum europäischen 
Operationsgebiet, das wiederum der Mittel-
punkt des Atlantischen Kriegsschauplatzes ist. 
Es wäre das Ziel strategischer Bombenangriffe 
von Stützpunkten — sei es in Marokko, Frank-
reich oder Spanien — innerhalb des europäischen 
Operationsgebietes, die Querverbindungen im 
Mittleren Osten zu schützen und die wichtig-
sten unter Feindkontrolle stehenden Gebiete zu 
treffen — zum Beispiel das Gebiet des Kaspi-
schen Meeres mit seinen Ölfeldern und seinen 
See- und Landverkehrswegen von Rußland nach 
dem Mittleren Osten.

In einem globalen Verteidigungsschema ge-
hört Spanien zu einer der drei eurasischen 
Hauptflanken, die gegen Rußland und seine 
voraussichtlichen Verbündeten geschützt wer-
den müssen. Die eine Flanke ist die Malai-
ische Halbinsel und die sich anschließenden In-
donesischen Inseln, eine weitere ist die Skan-
dinavische Halbinsel mit der Verlängerung zum 
amerikanischen Kontinent über Island und 
Grönland. Die dritte ist die von Frankreich, 

Spanien und Portugal selbst gebildete Flanke, 
die gleichfalls über insulare Erweiterungen und 
Verästelungen in Form der Balearen, von Ma-
deira, der Canarischen Inseln und der Azoren 
verfügt. In diesem größeren Zusammenhang 
liegt in den Augen des Luftstrategen der Haupt-
vorteil spanischer Luftstützpunkte nicht darin, 
daß dort Bombenflugzeuge näher diesem oder 
jenem Ziel stationiert sind als Verbände in 
Frankreich, Nordafrika oder England. Die Si-
cherheit liegt vielmehr in der Anzahl der Stütz-
punkte. Je mehr Luftstützpunkte vorhanden 
sind, die der Gegner auszuschalten versuchen 
muß, um so mehr muß er seine Luftstärke ver-
zetteln.

In diese Konzeption müssen natürlich noch 
die für die Ausrüstung der Stützpunkte verfüg-
baren Hilfsquellen, sowie die Vor- und Nach-
teile der örtlichen Gegebenheiten einbezogen 
werden. Ferner sind das zerklüftete Gebiet um 
Madrid und im Norden, sowie die exponierte 
Lage einiger Gegenden, wie Barcelona, Valen-
cia und die Insel Mallorca Faktoren, die im Zu-
sammenhang mit der Errichtung von Luftstütz-
punkten in Spanien in Erwägung gezogen wer-
den müssen. Der Binnenhafen Sevilla und die 
benachbarten Seehäfen Cadiz und Huelva am 
Atlantik westlich von Gibraltar bieten günstige 
Bedingungen für strategische Basen, wo Luft- 
und Seestreitkräfte gemeinsam operieren könn-
ten. Gibraltar verfügt jetzt über hervorragende 
Luftbasen und verbindet schon die Halbinsel 
mit der Konzeption des atlantischen Raumes. 
Portugal bietet Möglichkeiten für Luftstütz-
punkte am äußersten Ende der Halbinsel und 
auf den Azoren.

Auf dem Papier verfügt Spanien gegenwärtig 
über 40 Flugplätze, 40 000 Mann Personal und 
400 Flugzeuge. In Wirklichkeit werden nur we-
nige der Flugplätze benützt; die meisten wurden 
während des Bürgerkrieges angelegt. Wieviele 
der 40 000 Mann qualifiziert sind, weiß nie-
mand. Wenn überhaupt, so könnten nur wenige 
der 400 Flugzeuge in einem modernen Krieg 
eingesetzt werden. Die gesamte Ausrüstung ist 
veraltet. Der Vorschlag, Luftstützpunkte in 
Spanien anzulegen, erfordert einen völligen Neu-
aufbau, buchstäblich von Grund auf.

VI

Es besteht kein Zweifel, daß Spanien hervor-
ragende Häfen besitzt, die erstklassige Flotten-
stützpunkte abgeben würden. In der neuen Kon-
zeption eines Krieges sind Flottenoperationen 
und Luftstrategie untrennbar miteinander ver-
bunden. Die spanischen Küsten und Inseln ha- 
ben eine Anzahl tiefer Häfen, die die Natur 
selbst für den Schutz und den Dienst der See-
fahrt im Kriege geschaffen zu haben scheint. 
Auf drei Punkte kann im besonderen hingewie-
sen werden: Die zerklüfteten Küsten bei Ferrol 
in Galicien, die sich in nordwestlicher Richtung 
zum Atlantik hin öffnen; Cadiz mit seinen 
Klippen westlich von Gibraltar und die Balea-



ren, besonders mit dem Tiefwasserhafen Mahon 
an der Küste von Menorca.

El Ferrol und La Coruna und die angrenzenden 
Tiefwasserhäfen am Nordwestende der Halb-
insel bewachen die Anfahrt an die Westküste 
von Frankreich und den englischen Kanal. Es 
würde gefährlich sein, wenn sie in Feindeshand 
wären. Es war La Coruna, wo die spanische Ar-
mada seinerzeit Unterschlupf suchte und wieder 
instandgesetzt wurde, nachdem sie 158 8 auf dem 
Weg nach England in einen Sturm geraten war. 
Obwohl El Ferrol über Trockendocks verfügt, 
würden diese modernen Kriegsschiffen nicht ge-
nügen.

Cadiz ist zugleich ein Mittelmeer- und ein 
atlantischer Hafen. Es wurde von jenen aben-
teuerlichen Seefahrern, den Phöniziern, gegrün-
det und bildete ihre Operationsbasis für diesen 
Teil der Welt — es war der westlichste Teil, der 
der Menschheit damals bekannt war- Ein beson-
derer Schlupfwinkel in der Bucht von Cadiz ist 
der Hafen Santa Maria, wo eine Flotte gut ge-
schützt liegen könnte. Von dem nahe gelege-
nen Huelva setzte Columbus das erste Segel auf 
seiner Fahrt in die Neue Welt. Etwa 80 Kilome-
ter den Guadalquivir aufwärts liegt der Tief-
wasserhafen Sevilla, der von Schiffen bis zu 
12 000 t erreicht werden kann.

Dieses Gebiet wäre für koordinierte Luft- 
und Seeaktionen ideal. Flottenaktivität könnte 
in jeder Richtung hin erfolgen: nördlich und 
südlich im Atlantik; ostwärts durch das Mittel-
meer und entlang der Seewege zwischen Nord-
afrika und Europa. Auf der Mittelmeerseite 
liegt der Unterseeboothafen Cartagena, der gege-
bene Punkt für eine moderne Unterseebootsbasis, 
die in Verbindung mit den Einsätzen der Haupt-
flotte verwendet werden könnte, gleichgültig, 
ob diese in Cadiz oder sonstwo stationiert ist.

Valencia und Barcelona haben die geräumig-
sten Häfen in Spanien für Handelszwecke. Bar-
celonas Hafen ist künstlich angelegt und leicht 
angreifbar, wie auch in -gewissem Grade der 
Hafen von Valencia. Valencia hat jedoch Bin-
nenbuchten, die Schutz bieten. Beide Häfen 
würden wahrscheinlich für Hilfszwecke geignet 
sein. Die kanarischen Inseln und besonders der 
Hafen Santa Cruz auf der Insel Teneriffa ver-
fügen über Flottenanlagen, die für die Vertei-
digung des Südatlantik besonders geignet sind.

Von der Balearischen Inselgruppe ist Mallor-
ca die größte der sogenannten „Drei Schwestern 
im Mittelmeer“. Diese Insel hat ausgedehnte 
Buchten bei Palma, seinem wichtigsten Hafen, 
und bei Alcudia im Nordwesten. Während des 
ersten und des zweiten Weltkrieges waren deut-
sche Unterseeboote bei Alcudia entweder ge-
heim stationiert oder Vorrichtungen für sie ge-
schaffen worden, und von dieser Basis aus grif-
fen deutsche Flugzeuge für Nordafrika bestimmte 
alliierte Schiffe an. Radarstationen an der Küste 
von Spanisch-Marokko meldeten jede Bewe-
gung alliierter Schiffe in der Straße von Gibral-
tar. Beide Häfen auf Mallorca liegen aber of-

fen und wurden während des Bürgerkrieges von 
den Aufständischen mit Leichtigkeit besetzt.

Die nördlich gelegene Insel Menorca jedoch 
verfügt über einen ausgezeichneten vom Land 
umgebenen Hafen — Mahon —, der vollendeten 
Schutz für Schiffe bietet. Auf hohen Klippen 
liegen Geschützstellungen, die zur Seeseite die 
gefährlichen Punkte aufzeigen, und das Wasser 
wird sehr oft durch die Stürme der „sechs 
Winde“ aufgewühlt. In den Hafen gelangen die 
Schiffe durch einen engen, von Klippen (auf 
denen alte weißgewaschene Forts stehen) be-
schatteten Kanal. Der Kanal windet sich 
schlangengleich um mehrere befestigte Inseln 
und erweitert sich dann zu einem tiefen schma-
len Becken, das von allen Seiten von Klippen 
umgeben ist. Darüber hingestreckt liegt die 
weißgewaschene Stadt Mahon. Es wird gewöhn-
lich gesagt, daß alle Flotten der Welt in diesem 
Hafen ankern könnten. Für einen Feind würden 
sie überhaupt nicht sichtbar sein, und in einem 
toten Winkel liegend, könnten sie nur durch ein 
Wunder bei Beschuß von der See her getroffen 
werden. Im Bürgerkrieg bewiesen Flakbatterien, 
daß sie eine starke Verteidigung gegen Luftan-
griffe darstellen können. Die Flickschuster, Käse-
macher, zahlreiche Friseure und Fischer von 
Menorca trotzten in Zusammenarbeit mit einer 
kaum glaublich kleinen Garnison 31 Monate 
lang den Anstrengungen der deutschen und ita-
lienischen Flugzeuge, eine Lücke in ihre Vertei-
digung zu brechen. Falls England, das einst Me-
norca besaß, noch in den kürzlichen Weltkrie-
gen im Besitz der Insel gewesen wäre, würde 
die Geschichte der deutschen Seeüberfälle im er-
sten und der Luftüberfälle im zweiten Welt-
krieg anders ausgesehen haben.

Die spanische Flotte, die aus sechs Kreu-
zern, 22 Zerstörern und acht Unterseebooten 
besteht, würde im Falle eines neuen Krieges für 
den Westen praktisch nutzlos sein. Alle Schiffe 
sind veraltet und mehrere können nicht einmal 
mehr seetüchtig gemacht werden, sie besitzen 
keine moderne Ausrüstung- Die offizielle Perso-
nalstärke beträgt 23 000 Mann. Hier ergibt sich 
wieder die politische Frage; beim Ausbruch des 
Bürgerkrieges nahmen die republikanisch gesinn-
ten Matrosen ihre Offiziere gefangen, töteten 
viele und setzten sich in den Besitz der Schiffe. 
Die Westmächte müßten, falls sie mit Spanien 
verbündet wären, entweder die spanische Flotte 
abschreiben oder dem Land eine neue geben.

In Verbindung hiermit und in der Tat mit 
einem Plan, Spanien mit neuen Marineeinrich-
tungen zu versehen, sollte der Gerechtigkeit hal-
ber daran erinnert werden, daß das gegenwär-
tige Regime expansionistische Ziele verfolgt. 
Aus dem Programm der Falange geht hervor, 
daß Spanien „den Willen eines Empires“ geltend 
machen müsse und daß „Unsere Streitkräfte zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft so stark und 
so zahlreich sein müssen wie es nötig ist, um 
Spanien seinen gerechten Platz in der Hierarchie 
der Nationen zu sichern“. Auf der anderen Seite 
würde die Benutzung der spanischen Häfen nicht 
nur in großem Maße zur Verteidigung des Mit-

telmeeres beitragen, sondern auch die Alliierten 
Flotteneinheiten mehrere hundert Meilen den 
nordatlantischen Zielen näher stationieren als 
auf Basen in anderen Teilen des Mittelmeeres.

Darüber hinaus flankiert spanisches Territo-
rium beide Seiten der Straße von Gibraltar, dem 
Tor nach Nordafrika, das von den militärischen 
Experten als eine Festung und Operationsbasis 
für den gesamten europäischen Kriegsschauplatz 
bezeichnet wird. Während des zweiten Weltkrie-
ges machten amerikanische und britische Marine-
streitkräfte einen Weg von Gibraltar her frei, 
auf dem der Krieg nach Nordafrika getragen 
wurde. Damit öffneten sie ebenfalls eine viel grö-
ßere Straße, um den Krieg über Sizilien und 
Italien nach Europa zurückzubringen. Nord-
afrika wurde dadurch eine Drehscheibe für die 
Verteidigung des europäischen Kontinents.

VII .

Diese Ausführungen geben einen Eindruck der 
Vor- und Nachteile eines Verteidigungsbündnis-
ses mit Spanien. Sie sind natürlich unvollständig 
und lassen alle politischen Aspekte dieser viel-
schichtigen Frage, die allgemein bekannt sind, 
außer acht. Es wird kein Versuch unternom-
men, die wichtige Frage zu beantworten, welches 
die Ziele der spanischen Regierung in der Erwä-
gung eines Bündnisses sein mögen und wie sie 
mit den Zielen der Vereinigten Staaten und der 
anderen Länder der NATO übereinstimmen 
würden. Durch Artikel 10 des Nordatlantik-
vertrages ist Einstimmigkeit der Signatarstaaten 
erforderlich, wenn ein neues Mitglied in diese 
Organisation ausgenommen werden soll. Würde 
Spanien für die Mitglieder dieser Körperschaft 
annehmbar sein und, falls nicht, sollte eine Ver-
bindung durch die Vereinigten Staaten oder Por-
tugal oder beide mit Spanien aufrechterhalten 
werden? Wie würde die spanische Bevölkerung 
auf die Anwesenheit einer beträchtlichen Anzahl 
ausländischer Truppen in ihrem Lande und wie 
auf die Möglichkeit reagieren, daß Spanien 
einem Angriff ausgesetzt sein könnte? Welche 
Folgen würden aus einer „Amerikanisierung" 
des spanischen wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Lebens entstehen — das heißt ein-
facher ausgedrückt, welche Auswirkungen wür-
den größere amerikanische Geldsummen dort 
zeitigen? Diese Auswirkungen könnten erstaun-
lich sein, aber nur ein voreiliger Mann würde 
sie vorauszusagen versuchen.

Die gesamte Kostenlast der Projekte, wie sie 
oben umrissen wurden, würde auf die Vereinig-
ten Staaten fallen und inoffizielle Schätzungen 
für kombinierte MSA-Unterstützung und militä-
rische Einrichtungen schwanken zwischen einer 
und drei Milliarden Dollar. Schon seit 1948 
streckten spanische Regierungskreise Fühler nach 
einer 700-MiIlionen-Dollaranleihe von den Ver-
einigten Staaten aus. Sie nahmen Verhandlungen 
mit der MSA im Jahre 1952 auf und forderten 
über eine Milliarde Dollar. In einem ersten Vor-
anschlag im Jahre 1951 empfahl Sidney C. Suf- 
rin, Leiter einer amerikanischen Wirtschaftsmis-



sion, die Bereitstellung von 400 Millionen Dol-
lar aus MSA-Mitteln. Diese Schätzung war in 
einem Bericht eines Unterausschusses des ameri- 
kanischen außenpolitischen Senatsausschusses 
enthalten. Aus Berichten aus Madrid geht her-
vor, daß General Franco nicht geneigt ist, we-
niger als eine Milliarde Dollar für den Anfang 
außer den Kosten für militärische Einrichtungen 
in Erwägung zu ziehen, die direkt von den Ver-
einigten Staaten bezahlt werden müßten. Nicht-
amtliche Schätzungen eines Eih-Milliarden-Dol- 
larprogramms für einen Zeitraum von vier bis 
sechs Jahren wurden bereits gemacht, als die 
Verhandlungen 1952 begannen.

Die spanische Auffassung wurde von General 
Franco mit den Worten zum Ausdruck gebracht: 
„Falls die allgemeine Lage eine Zusammenarbeit 
von Spanien verlangt, so ist es Voraussetzung 
zu seiner gesamten und schnellen wirtschaftli-
chen Gesundung beizutragen und ihm zu helfen, 
seine militärischen Vorbereitungen abzuschlie-
ßen.“ In westlichen Ländern herrscht eine ge-
wisse Einsicht, daß eine Unterstützung der wirt-
schaftlichen Wiedergesundung Spaniens einen 
Schritt darstellen könnte, Spaniens Rückkehr in 
das demokratische Lager zu fördern; andere Län-
der erklären, daß die ins Auge gefaßte wirt-

schaftliche, technische und militärische Unter
Stützung lediglich der Stärkung des spanischen
totalitären Regimes dienen würde. Weiter wird
die Ansicht vertreten, daß die moralische Posi 
tion der freien Welt gefährdet werde, wenn 
man dem gegenwärtigen spanischen Regime die 
Hände reiche. Viele glauben vielleicht, daß es in 
dieser schwierigen und prekären Situation, de 
die westliche Kultur gegenübersteht, klug wäre 
sich von der alten Ansicht zu lösen und sich zu 
bemühen, die Besonderheiten der Situation Spa 
niens zu verstehen und Kosten, Vorteile und
Sicherheiten vernünftig abzuschätzen.
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